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   133. Sitzung 
 
   Berlin, Donnerstag, den 13. Dezember 2007
   Beginn: 9.01 Uhr
   
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
 
Die Sitzung ist eröffnet.
...
   Liebe Kolleginnen und Kollegen, heute steht an prominenter Stelle im Zentrum der parlamentarischen
Beratung des Bundestages ein Thema, das es nur selten auf diese prominenten Tagesordnungsplätze
schafft, was sicher auch damit zusammenhängt, dass die Bedeutung dieses Themas nach wie vor in der
Öffentlichkeit eher unterschätzt wird. 

(Beifall)

Tatsächlich sind für die Lebensverhältnisse einer Gesellschaft die kulturellen Bedingungen, die in einer
solchen Gesellschaft gelten, nicht weniger wichtig als die wirtschaftlichen und sozialen Strukturen. 

(Beifall)

   Dies deutlich zu machen, ist sicher eine der ganz wesentlichen Aufgaben der Enquete-Kommission
gewesen, deren Arbeit aus der letzten und dieser Legislaturperiode heute im Mittelpunkt unserer
Beratungen steht. Deswegen nutze ich die Gelegenheit auch gerne, neben den an der Arbeit dieser
Kommission in besonderer Weise beteiligten Kolleginnen und Kollegen die Sachverständigen zu
begrüßen, die auf der Besuchertribüne Platz genommen haben.

(Beifall)

Ich danke Ihnen im Namen des ganzen Hauses herzlich für Ihre verdienstvolle Mitarbeit in dieser 
Kommission.
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(Beifall)

   Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort zunächst der Vorsitzenden dieser Kommission, der
Kollegin Gitta Connemann. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

 
Gitta Connemann (CDU/CSU): 
Verehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Geschätzte Sachverständigenmitglieder! Es
ist vollbracht! Im Namen aller Mitglieder der Enquete-Kommission ?Kultur in Deutschland melde ich:
Das Werk ist getan. Vor vier Jahren erhielten wir von Ihnen den Auftrag, erstens die Situation von Kunst
und Kultur in Deutschland zu beschreiben und zweitens Vorschläge für gesetzgeberisches Handeln zu
unterbreiten. Dieser Bericht ist das Ergebnis unserer Arbeit. Wir legen Ihnen damit die wohl umfassendste
Untersuchung der Kulturlandschaft Deutschlands seit mehr als 30 Jahren vor. 
   Im Bericht finden sich 465 Handlungsempfehlungen an Bund, Länder, Kommunen und andere
Kulturadressaten, von den Hochschulen bis zum Rundfunk. Sie erhalten einen Kulturkompass, der
richtungsweisend sein kann. Er widerlegt anfängliche Zweifel; denn auch wir fragten uns, ob es wirklich
gelingen kann, die einzigartige Kulturlandschaft in Deutschland zu beschreiben. 
   Unser Land bietet eine beispiellose kulturelle Vielfalt,  um die wir in der Welt beneidet werden. Die
Zahlen sprechen für sich: mehr als 150 Opernhäuser und Theater, mehr als 6 000 Museen, unzählige
Bibliotheken, Musikschulen, ein Netz von Kunsthochschulen, viele Millionen Bürgerinnen und Bürger,
die sich in Chören, Kulturvereinen und Musikkapellen vor Ort und in den Ländern engagieren. 
   Ich sage bewusst: in den Ländern. Nicht nur deshalb wurde mehr als einmal die kritische Frage gestellt,
warum sich eine Kommission des Deutschen Bundestages mit diesem Thema befasst. Denn immerhin
wurde im Zuge der Föderalismusreform die ausschließliche Zuständigkeit der Länder auf diesem Gebiet
bestätigt. Wir erkennen diese überwiegende Verantwortung für die staatliche Kulturförderung an. Aber
wir erkennen auch eine Gesamtverantwortung. Nicht nur, weil der Bund als Gesetzgeber für viele
Rechtsgebiete zuständig ist, die unmittelbar Kunst- und Kulturschaffende betreffen, vom Urheberrecht
über das Vereinsrecht bis zum Sozialversicherungsrecht. 
   Wir, die Mitglieder der Enquete-Kommission ?Kultur in Deutschland, skizzieren in diesem Bericht die
Grundzüge einer nationalen Kulturpolitik,  im Wissen und in der Verantwortung um die Bedeutung von
Kultur für unsere Gesellschaft; denn Kultur ist mehr als lebenswert. Kultur gibt mehr als Identität. Kultur
ist das, was von einer Gesellschaft bleibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Steuerdebatten dieser Tage werden in 50 Jahren vergessen sein, nicht aber die künstlerischen
Leistungen dieser Zeit. Kultur ist deshalb nicht nur Ornament, sondern das Fundament, auf dem unsere
Gesellschaft steht und auf dem sie aufbaut. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD, der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

   Die Pfeiler dieses Fundaments bedürfen jedoch der Stärkung, denn sie werden nicht nur durch kleinere
Beben erschüttert wie die regelmäßig aufflackernde Debatte über die Erhöhung des Umsatzsteuersatzes
für Kulturgüter, die wir ablehnen. Sondern sie werden auch durch Unterspülungen bedroht, die durch die
Not der öffentlichen Haushalte in den letzten Jahren ausgelöst wurden. Die Ausgaben für Kultur  gingen
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deutlich zurück: 2001 beliefen sie sich noch auf 8,4 Milliarden Euro, 2005 nur noch auf
7,8 Milliarden Euro. 
   Eine Ausnahme bildet übrigens nur der Bund. Auch dank des Einsatzes unseres Staatsministers Bernd
Neumann ist es seit 2005 gelungen, in diesem Bereich die Haushaltsansätze zu erhöhen. Dafür gebührt
ihm Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP))

   Zwar verfügt Deutschland immer noch über eine beispielhafte Kulturförderung - dank des Bürgers.
Denn dieser ist der größte Kulturfinanzierer in Deutschland, zunächst als Marktteilnehmer, dann als
Spender und in dritter Linie als Steuerzahler. Diese Steuermittel fließen zwar jetzt wieder stärker, aber in
den vergangenen Jahren sind viele Theater, Orchester, Bibliotheken und Musikschulen den Sparzwängen
geopfert worden. Wir sagen: zu viele. Denn leider zählen die Ausgaben für Kultur zu den sogenannten
freiwilligen Leistungen. Nur der Freistaat Sachsen bildet hier die rühmliche Ausnahme. In allen anderen
Ländern sind diese Ausgaben auch zum Leidwesen vieler Kommunalpolitiker keine Pflichtaufgaben.
Kann eine Kommune ihren Haushalt nicht ausgleichen, muss sie die Gemeindestraße weiter teeren, aber
die Gemeindebibliothek schließen. Das ist aus unserer Sicht die vollkommen falsche Priorität.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Zu einer funktionsfähigen Infrastruktur gehören nämlich nicht nur Verkehrswege, sondern zwingend
Kultur- und Bildungseinrichtungen. Die Ausgaben für Kultur sind keine Subventionen, sondern 
Investitionen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP sowie bei Abgeordneten der LINKEN und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Erst die Investition in kulturelle Infrastruktur eröffnet die Chance auf gleiche Teilhabe.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

   Es wäre allerdings ein Fehler, Kulturpolitik immer nur auf finanzielle Aspekte zu reduzieren; denn
damit würden die Möglichkeiten verkannt, die der Gesetzgeber zum Schutz und zur Förderung von
Kunst und Kultur hat, von der Änderung des Gemeinnützigkeitsrechts bis zur Fortschreibung im
Stiftungsrecht. Wir raten Bund und Ländern, insoweit die Weichenstellungen auf europäischer und
internationaler Ebene nicht nur wachsam zu beobachten, sondern auf Rechtsakte wie etwa das
GATS-Abkommen oder das europäische Vergaberecht sehr frühzeitig Einfluss zu nehmen.

(Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Genau richtig!)

Denn nur dort können und müssen Angriffe auf eine autonome nationale Kulturpolitik abgewendet
werden. Deutschland darf sich hier nicht mit einer Zuschauerrolle begnügen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

   Die Aufgabe der Kulturpolitik ist die Schaffung von Rahmenbedingungen zum Schutz von Kunst und
Kultur. Ihre Aufgabe ist es nicht, selbst Kultur zu schaffen, sondern für die erforderlichen
Rahmenbedingungen zu sorgen. Die Gestaltung von Kunst und Kultur überlässt sie besser den Künstlern.
   Unseren Handlungsempfehlungen gingen intensive Recherchen und sorgfältige Prüfungen voraus. Von
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den Kommissionsmitgliedern war ein beträchtliches Arbeitspensum zu leisten. Pro deo, pro bono. Deshalb
gilt mein besonderer Dank den Sachverständigenmitgliedern der Kommission. Mit ihrem Einsatz, ihrem
Wissen, ihrer praktischen Erfahrung haben sie erst deutlich gemacht, welche Themen wir behandeln
müssen. Häufig haben sie die Themen aus einem anderen Blickwinkel betrachtet. Deshalb danke ich
namentlich Susanne Binas-Preisendörfer, Helga Boldt, Gerd Harms, Dieter Kramer, Heinz-Rudolf Kunze,
Bernhard Freiherr von Loeffelholz, Oliver Scheytt, Wolfgang Schneider, Thomas Sternberg, Dieter
Swatek, Nike Wagner, Hans Zehetmair, Olaf Zimmermann.

(Beifall im ganzen Hause)

   Meine Damen und Herren Sachverständigen, Sie haben sich in bester Weise bürgerschaftlich für die
Kultur engagiert. Gemeinsam haben wir außerhalb der Tagespolitik mehr als 50 Themenfelder behandelt.
Es ging um Infrastruktur, Kompetenzen, rechtliche Rahmenbedingungen in Staat und Zivilgesellschaft,
öffentliche und private Förderung, die wirtschaftliche und soziale Lage der Künstlerinnen und Künstler,
Kulturwirtschaft, den Kulturstandort Deutschland, kulturelle Bildung, Kultur in der Informations- und
Mediengesellschaft, Kultur in Europa, Kultur im Kontext der Globalisierung, Kulturstatistik in
Deutschland und der Europäischen Union. Jedes dieser Themen verdient eine öffentliche Debatte. 
Mit der Empfehlung, Kultur als Staatsziel im Grundgesetz zu verankern, erregten wir sicherlich die
meiste Aufmerksamkeit. Die Kommission ist der Ansicht, dass es eines solchen Bekenntnisses zur
Verantwortung des Staates für Schutz und Förderung von Kunst und Kultur in Deutschland bedarf. Dieses
Staatsziel ist sozusagen der Überbau für alle staatlichen Ebenen. Die Verantwortung der Politik geht aber
weiter. Deshalb dürfen die anderen Handlungsempfehlungen nicht übersehen werden. Sie betreffen die
Rahmenbedingungen von Theatern, Kulturorchestern, Opern, Museen und Ausstellungshäusern sowie von
Bibliotheken und soziokulturellen Zentren. Es werden Vorschläge für eine Stärkung der Kultur in
ländlichen Regionen, betreffend die kulturelle Tätigkeit der Kirchen und die Förderung des
bürgerschaftlichen Engagements in der Kultur gemacht. 
   Auf die wirtschaftliche und soziale Lage der Künstlerinnen und Künstler haben wir zu Recht ein
besonderes Augenmerk gelegt; denn ohne sie gäbe es keine Kultur in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Jörg Tauss (SPD))

Deshalb unterbreiten wir allein 50 Vorschläge für eine verbesserte Aus- und Fortbildung, Änderungen im
Tarif- und Arbeitsrecht bis hin zu Fragen der Besteuerung und der Altersvorsorge. Hinzu kommen
Aussagen zur Kreativ- und Kulturwirtschaft, ein Bereich, der sich inzwischen von einem Aschenbrödel zu
einer durchaus ansehnlichen Braut entwickelt hat. 
   Angesichts des Wertes jeder Handlungsempfehlung - es sind 465 - kann und will ich als Vorsitzende der
Enquete-Kommission keine einzelne hervorheben. Nur eine Ausnahme gestatte ich mir. Andere
Einzelbewertungen überlasse ich in diesem Rahmen den nachfolgenden Kommissionsmitgliedern. Ich
gestatte mir das Augenmerk auf die kulturelle Bildung  zu richten; denn diese ist eine der besten
Investitionen in die Zukunft des Landes. Der Wert der kulturellen Bildung scheint inzwischen
glücklicherweise in der Öffentlichkeit erkannt zu sein. Unser Land darf sich nicht der Kreativität als
unseres einzigen Rohstoffs für die Zukunftsfähigkeit begeben. Bildung darf nicht auf ein trostloses Lernen
reduziert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Bei der kulturellen Bildung geht es um den ganzen Menschen, um die Bildung seiner Persönlichkeit, um
Emotionen und Kreativität. Ohne kulturelle Bildung - das ist meine feste Überzeugung - fehlt ein
Schlüssel zu wahrer Teilhabe. Deshalb ist auf keinem Feld die Verantwortung des Staates auf all seinen
Ebenen größer als in diesem Bereich. Dies hat auch etwas mit Teilhabe zu tun; denn Kunst und Kultur
dürfen kein Luxusgut einiger weniger Privilegierter sein. Die Teilhabe aller an Kultur muss gewährleistet
sein; denn sie bedeutet auch Teilhabe an unserer Gesellschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD)

   Diese Teilhabe wird von einer Vielfalt von Trägern gewährleistet. Kulturpolitik und öffentliche
Kulturförderung finden in Deutschland im Wechselspiel von Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft statt.
Sie gemeinsam stellen die kulturelle Infrastruktur zur Verfügung, von Vereinen über Kulturunternehmen,
Kirchen, Glaubensgemeinschaften bis hin zu Rundfunkanstalten, Stiftungen, Sponsoren und den
Künstlern selbst. Dieser Dreiklang aus Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft ermöglicht ein kulturelles
Leben, das keiner allein gewährleisten könnte, zuletzt der Staat. Es darf deshalb kein Unterschied
zwischen staatlich geförderter, guter Kultur auf der einen Seite und der Kultur, die auf bürgerschaftliches
Engagement gegründet wird, sowie privat veranstalteter Kultur auf der anderen Seite gemacht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Eine solche Trennung sollte nach unserem Bericht der Vergangenheit angehören. 
   Was bleibt? Es bleibt unser Bericht, ein leidenschaftliches Plädoyer für die Förderung von Kunst und
Kultur in Deutschland als eine ebenso notwendige wie lohnenswerte Investition in die Zukunft. Die
zurückliegende Arbeit war von einem Miteinander aller Beteiligten geprägt, und zwar immer über Partei-
und Fraktionsgrenzen hinweg. Das ist die Stärke der Kultur.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es einte uns das Ziel, die einzigartige Kulturlandschaft und eine beispiellose kulturelle Vielfalt zu
schützen und zu fördern, und das mit großem Gewinn für die Sache. 
   Als Vorsitzende der Enquete-Kommission ?Kultur in Deutschland danke ich deshalb allen Mitgliedern
dieser Kommission für ihre Kompetenz, für ihren Arbeitswillen, für ihre Begeisterungsfähigkeit und für
ihre Kreativität. Insbesondere danke ich den Kolleginnen und Kollegen aus allen Fraktionen, die neben
ihrem normalen Abgeordnetenpensum die Kärrnerarbeit einer Enquete-Kommission auf sich genommen
haben. Stellvertretend möchte ich diesen Dank an die Obleute der Fraktionen richten: an Wolfgang
Börnsen, an Siegmund Ehrmann, der gleichzeitig stellvertretender Vorsitzender dieser Kommission war,
an Hans-Joachim Otto, an Undine Kurth und an Lukrezia Jochimsen. Vielen Dank!

(Beifall im ganzen Hause)

   Nicht zuletzt gilt mein Dank den Mitstreitern und Mitstreiterinnen des Sekretariats, den
Fraktionsreferenten, den Mitarbeitern der Kommissionsmitglieder. Ohne ihr Engagement hätte die
Kommission ihr Arbeitspensum nicht leisten können. Die Bestandsaufnahme ist erfolgt. Die
Handlungsempfehlungen liegen vor.
   Und nun? Jedem Ende wohnt auch ein Anfang inne. Mit der Vorlage unseres Berichtes beginnt eine
neue Etappe. Dieser Bericht kann ein Kulturkompass sein, der richtungsweisend ist - wenn denn die
Empfehlungen auch umgesetzt werden. Jetzt sind die Kulturpolitiker in allen Fraktionen, die
Kulturschaffenden auf allen Ebenen gefragt, unsere Vorlage zum Wohle der Kultur zu nutzen. Ich sage
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noch einmal: Es ist vollbracht, das Werk ist getan, und nun beginnt die Arbeit.
   Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP sowie bei Abgeordneten der LINKEN und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

 
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Liebe Frau Connemann, ich will Ihnen noch einmal in aller Form ganz herzlich für Ihre Arbeit als
Vorsitzende der Kommission danken. Dies war sicher nicht immer eine nur einfache Aufgabe; aber es
war, denke ich, eine gleichzeitig nicht nur besonders wichtige, sondern auch durchaus dankbare Aufgabe.
Jedenfalls schlägt sich das Ergebnis dieser Arbeit in einer auffälligeren Weise nieder, als das für manch
andere Aktivitäten im Deutschen Bundestag gelegentlich zu beobachten ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

   Ich habe vorhin in der friedlichen, adventlichen Stimmung zu Beginn der Sitzung darauf verzichtet, Ihr
förmliches Einvernehmen darüber herbeizuführen, dass diese Debatte insgesamt zwei Stunden dauern
soll. Das möchte ich gerne nachholen. -

(Dr. Guido Westerwelle (FDP): Och nein! Jetzt nicht mehr! - Heiterkeit)

Ich stelle hiermit fest, dass außer einem - nicht weiter konkretisierten - Zögern beim Vorsitzenden der
FDP-Fraktion auch zu diesem Verfahrensvorschlag Einvernehmen besteht. 
   Ich mache der guten Ordnung halber darauf aufmerksam, dass die gerade gehaltene Rede
selbstverständlich in die Berechnung der Gesamtredezeit einzubeziehen ist. Ich sage das, um voreilige
Spekulationen einzudämmen.
   Ich erteile nun das Wort dem Kollegen Hans-Joachim Otto für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der SPD)

 
Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Insbesondere heute: Liebe Gäste auf der Tribüne! Nach vier
Jahren Arbeit sehe ich mich in der Lage, es zu beurteilen: Das Amt der Vorsitzenden einer
Enquete-Kommission ist wohl eines der komplexesten und der anstrengendsten Ämter, die ein Bundestag
überhaupt vergeben kann. Deswegen liegt mir sehr daran - ich spreche sicherlich im Namen aller
Kolleginnen und Kollegen -, dir, Gitta Connemann, für diese Arbeit ausdrücklich allerhöchsten Respekt
und Dank auszusprechen.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der SPD sowie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

   Deine Konsequenz, gelegentlich deine Härte, deine bösen Blicke, die sind schon sprichwörtlich. Auch
dein Charme und deine Zielstrebigkeit waren notwendig, um innerhalb der gesetzten Zeit dieses Werk
vorzulegen. Du hast dir wirklich ganz hervorragende Verdienste darum erworben. Das soll auch an dieser
Stelle gleich eingangs gesagt sein.
   Nach vier Jahren Arbeit ist dieser Tag ein Tag des Dankes. Ich möchte allen Kolleginnen und Kollegen
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und vor allen Dingen den Sachverständigen meinen Dank, meinen Respekt, meine Hochachtung für dieses
gemeinschaftliche Werk aussprechen. 
   Sie nehmen es mir sicherlich nicht übel, wenn ich jemanden besonders hervorhebe, mit dem ich vier
Jahre lang jeden Sitzungstag der Enquete-Kommission - ich hätte fast gesagt: mich herumgeschlagen
habe; aber das ist nicht das richtige Wort - hart zusammengearbeitet habe. Olaf Zimmermann, dem
Geschäftsführer des Deutschen Kulturrats, möchte ich ganz herzlich Dank sagen, auch für die Zuarbeit,
die wir vom Deutschen Kulturrat bekommen haben. Das war wirklich eine sehr große Hilfe.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

   Ein solches Werk ist schön, ein solches Werk macht stolz, aber jetzt geht es weiter. Von der
Enquete-Kommission wird sozusagen das Staffelholz zur weiteren federführenden Behandlung an den 
Ausschuss für Kultur und Medien übergeben. Wir im Kulturausschuss wissen, welche Verantwortung
wir haben. Wir wissen, dass es jetzt um die Umsetzung geht; sie muss noch in dieser Legislaturperiode in
entscheidenden Teilen vorangebracht werden. Genau das ist für uns der Schwerpunkt der Arbeit in dieser
Legislaturperiode. Wir müssen so viel wie möglich von den sinnvollen Forderungen und
Handlungsempfehlungen der Enquete-Kommission durch Gesetzentwürfe in das parlamentarische Leben
und in die politische Praxis umsetzen.
   Es sind aber nicht nur die Handlungsempfehlungen zu nennen, die sich im Übrigen nicht nur an den
Bundestag, sondern in sehr großer Zahl auch an die Länder und die Kommunen richten; allein die
Tatsache, dass der Bundestag zweimal, in der vergangenen Legislaturperiode und in dieser
Legislaturperiode, eine solche Enquete-Kommission eingesetzt hat, ist ein nicht zu unterschätzendes, ein
wichtiges Signal des deutschen Parlaments zugunsten von Kultur, zugunsten von Künsten.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der CDU/CSU und der SPD)

   Die Notwendigkeit ist wirklich gegeben. Wir müssen in aller Deutlichkeit sagen: So löblich es ist, dass
die Bundesregierung, namentlich der Staatsminister, bei den Haushaltsberatungen auf der Bundesebene
einen großen Schritt nach vorn hat machen können, so klar müssen wir sehen, dass auf der kommunalen
Ebene und auf der Länderebene noch einiges zu tun ist. Dort gibt es seit Jahren finanzielle Kürzungen,
zum Teil sogar wirklich schmerzliche Verluste; Institutionen können nicht mehr fortbestehen usw. 
   Meine Damen und Herren, insbesondere vor diesem Hintergrund auf der Landes- und auf der
kommunalen Ebene brauchen wir in der Tat ein Staatsziel Kultur. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das Staatsziel Kultur ist nicht alles - wir haben 460 Forderungen formuliert -, aber ohne ein Staatsziel
Kultur ist alles entschieden schwieriger. 
   Warum brauchen wir dieses Staatsziel? Wir brauchen ein verfassungsrechtlich eindeutiges Signal, das
sagt, dass nicht nur, wie bisher, die natürlichen Lebensgrundlagen als Staatsziel geschützt sind, sondern
auch die andere Seite der Medaille, die geistigen Lebensgrundlagen. Wenn wir sie nicht gleichermaßen
schützen, dann gibt es eine Unwucht, und diese Unwucht wirkt sich in konkreten Entscheidungen aus: in
Gerichtsentscheidungen, aber natürlich auch in vielen Haushaltsentscheidungen. 
   Kultur ist eine freiwillige Aufgabe. Wenn wir diese freiwillige Aufgabe, die so wichtig ist, nicht im
Grundgesetz verankern, dann gibt es ständig Entscheidungen gegen die Kultur, und das müssen wir
verhindern. 
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(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen müssen wir die Entscheidung über das Signal eines Staatsziels Kultur noch in dieser
Legislaturperiode treffen. 

(Beifall des Abg. Steffen Reiche (Cottbus) (SPD))

Ich appelliere an alle Kolleginnen und Kollegen, hier mitzuwirken. 
   Ich muss allerdings auch ein kritisches Wort sagen. Die Tatsache, dass jetzt nicht nur das Staatsziel
Kultur in der Diskussion ist, auf das wir uns seit Jahren vorbereitet haben - wir haben dazu Anhörungen
durchgeführt; wir haben dazu Verfassungsexperten gehört -, sondern dass es eine Vielzahl weiterer
Wünsche für Staatsziele gibt, ist nicht gerade hilfreich, wenn es darum geht, das Staatsziel Kultur
durchzusetzen. 

(Beifall der Abg. Gitta Connemann (CDU/CSU))

   Mit Blick auch auf die Kollegen von der sozialdemokratischen Fraktion sage ich: Sicherlich, wir alle
wollen Kinder schützen; aber ob wir Kinder dadurch schützen können, dass wir höchst wohlfeile
Erklärungen ins Grundgesetz hineinschreiben, 

(Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Das Gleiche gilt für die Kultur!)

werden wir noch an anderer Stelle klären müssen. Wir Kulturpolitiker jedenfalls sagen: Im Hinblick auf
den Ausgleich ?natürliche Lebensgrundlagen - geistige Lebensgrundlagen muss zuerst das Staatsziel
Kultur verankert werden; dann reden wir über alle weiteren Staatsziele. Es darf da keine Inflation geben;
da bin ich mir mit allen anderen einig. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der CDU/CSU - Widerspruch bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

   Lassen Sie mich in der Kürze der Zeit noch ein Thema aufgreifen, das uns sehr wichtig ist: die Rolle der 
Zivilgesellschaft. Manche haben mich gefragt, warum ausgerechnet die Liberalen vorne sind, wenn es
darum geht, das Staatsziel Kultur voranzubringen. Die Antwort ist einfach: Wir können die
Zivilgesellschaft - Mäzene und Spender - nur dann aktivieren, wenn sich der Staat nicht gleichzeitig
zurückzieht. Es kann nicht angehen, dass beispielsweise beim Deutschen Historischen Museum, aber auch
bei vielen anderen Institutionen, jede Spende, die eingeworben wird, gleich vom Haushalt abgezogen wird
und sozusagen zu einer Kürzung führt. Menschen, die sich für Kultur engagieren, die Geld und Zeit in
Kultur investieren, möchten das Geld nicht bei Herrn Steinbrück abgeben; sie möchten, dass das Geld
ungeschmälert der Kultur zugutekommt. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Markus Meckel (SPD))

   Deswegen müssen wir das Verhältnis von Staat, Zivilgesellschaft und Wirtschaft stabilisieren. Dafür ist
es notwendig, von staatlicher Seite durch ein Staatsziel Kultur, aber auch durch eine solide
Grundfinanzierung ein Signal an die Zivilgesellschaft auszusenden, welches sie ermutigt, sich hier zu
engagieren. Sie tut schon jetzt sehr viel; aber wir müssen das verstetigen und dafür sorgen, dass sich dort
auch in Zukunft Menschen verantwortlich fühlen. 
   Frau Connemann hat es schon gesagt: Der größte Kulturfinanzierer in Deutschland ist immer noch der
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Bürger. Er tut das meiste, als Marktteilnehmer, als Besucher von Kulturinstitutionen, als Spender nicht
nur von Geld, sondern auch von Zeit, und - in dritter Linie - als Steuerzahler. Deswegen ist es so wichtig,
dass wir hier ein solides Fundament schaffen. 
   Ich möchte einen wichtigen Punkt hervorheben, bei dem wir uns ein bisschen von den anderen
Fraktionen unterscheiden: Unser Verständnis von Kulturförderung entspricht nicht dem Leitbild eines - so
heißt es im Schlussbericht -?aktivierenden Kulturstaates. Vielmehr treten wir für einen ermöglichenden
Staat ein. Plakativ ausgedrückt: Wir stehen nicht so sehr für den Slogan ?Kultur für alle, sondern wir
wollen ?Kultur von allen. Wir wollen Menschen ermutigen, also Rahmenbedingungen dafür schaffen,
dass sich mehr Menschen aktiv beteiligen und aktiv kulturell betätigen. Wir wollen - es ist angesprochen
worden - mehr kulturelle Bildung in den Schulen. Es ist sehr wichtig, dass sich hier Entscheidendes tut.
Deswegen treten wir für den ermöglichenden Kulturstaat ein; der Begriff des aktivierenden
Kulturstaates könnte eine Schlagseite haben und suggerieren, es gehe um passives Aufnehmen von Kultur,
nicht um aktives Handeln.
   Es ist schwierig, vier Jahre Arbeit in zehn Minuten darzustellen. Deswegen möchte ich an dieser Stelle
nur noch eines hervorheben: Wir haben - ich schaue jetzt wirklich das gesamte Spektrum dieses
Parlaments an - 460 Handlungsempfehlungen verabschiedet. Weit über 95 Prozent aller
Handlungsempfehlungen - ich habe es nicht ausgerechnet; vielleicht waren es 99 Prozent - sind im
Einvernehmen aller Fraktionen dieses Hauses beschlossen worden. Davon geht ein ermutigendes Signal
für die Kultur in Deutschland aus. Wenn dieses Haus es schafft, dass alle Fraktionen - von der
Linksfraktion bis zur CDU/CSU, von der FDP bis zur SPD - hinter den Forderungen stehen - hinter zirka
99 Prozent von 460 Forderungen -, dann geht davon ein Signal aus, das überhaupt nicht unterschätzt
werden kann. Dieses klare Signal des Deutschen Bundestages, das von der Arbeit der
Enquete-Kommission ausgeht und zum Ausdruck bringt, dass wir Anwälte für Kunst und Kultur sind,
dass wir uns für einen höheren Stellenwert von Kunst und Kultur in der Gesellschaft und im Staat
einsetzen, gilt es jetzt in aller Konsequenz nach außen zu tragen. Wir müssen so allen Kulturschaffenden
in Deutschland, allen Kulturinstitutionen und Kulturorganisierenden, klarmachen: Der Deutsche
Bundestag ist ein Parlament, das sich für Kunst und Kultur ausspricht, heute und in Zukunft.
   Herzlichen Dank. 

(Beifall im ganzen Hause)

 
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Der Kollege Siegmund Ehrmann ist der nächste Redner,für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

 
Siegmund Ehrmann (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Gäste!
Mit dem heute vorgestellten Bericht der Enquete-Kommission legen wir das Ergebnis einer vierjährigen
intensiven Arbeit - das wurde ja hier schon mehrfach angesprochen - vor. 
   Was war der Hintergrund des Auftrages dieser Enquete-Kommission? Ich erlaube mir, in Erinnerung
zu rufen, dass die Bundeskulturpolitik nach 1998 in der damaligen rot-grünen Koalition besonders
akzentuiert wurde und es insbesondere dem Engagement von Antje Vollmer und Eckhardt Barthel zu
verdanken ist, dass die Kernfragen, die uns damals bewegt haben, so zugespitzt wurden, dass letztendlich
in der Koalitionsvereinbarung von 2002 die Verabredung getroffen wurde, diese Enquete-Kommission
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einzurichten. Deshalb noch einmal herzlichen Dank an die Kolleginnen und Kollegen, die das seinerzeit
auf den Weg gebracht haben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der FDP)

Ich bin aber ebenso dankbar dafür, dass sich dann im Herbst 2003 alle Fraktionen dieses Hauses dem
Einsetzungsbeschluss angeschlossen haben. Das war sicherlich auch prägend für den Geist, in dem diese
Enquete-Kommission ihre Arbeit geleistet hat. 
   Welche Fragen bewegten die Kulturpolitik damals, aber auch noch heute? Zum Beispiel die Fragen:
Wie steht es um die öffentliche und private Kulturfinanzierung? Kann der Staat in dem Geflecht der
Verantwortung der Künstlerinnen und Künstler, der Zivilgesellschaft, des Ehrenamtes und des Potenzials,
das in den Märkten liegt, seiner eigentlichen Verantwortung, Kultur als öffentliches Gut zu fördern,
tatsächlich gerecht werden? Wie lassen sich die Bedingungen für das Engagement der Zivilgesellschaft
verbessern? Sind die rechtlichen und organisatorischen Rahmenbedingungen, in denen die Arbeit der
Kulturinstitutionen erfolgt, zeitgemäß? Welche Wirkungen haben Impulse, die aus der internationalen
Politik, der GATS- oder WTO-Regime, aber auch der Prozesse im europäischen Sektor, auf unser
Handeln einströmen? Wie - auch das ist eine wichtige Frage - ist es um die wirtschaftliche und soziale
Situation der Künstlerinnen und Künstler bestellt, nachdem wir - das wurde schon erwähnt - 1975 mit der
Kreierung des Künstlersozialrechtes einen wichtigen Impuls gesetzt haben? Das geschah ja damals
aufgrund einer Analyse der wirtschaftlichen Situation der Künstlerinnen und Künstler. Wie ist der Status
30 Jahre danach?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

   Natürlich richten sich die Handlungsempfehlungen, die wir hier erarbeiten, vorrangig an den
Bundesgesetzgeber. Ich persönlich bin allerdings sehr froh darüber, dass wir uns in der
Enquete-Kommission einig waren, über Bande zu spielen, das heißt, Sachzusammenhänge zu denken, alle
staatlichen Handlungsebenen in unsere Analysen einzubeziehen, aber und vor allem auch Impulse für die
Debatte der Zivilgesellschaft zu geben. Deshalb geht von diesem Tag ein Angebot zu einer breiten
Diskussion an alle Akteure aus, sich in der Öffentlichkeit mit unseren Handlungsempfehlungen
auseinanderzusetzen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

   Bevor ich auf einige Details eingehe, möchte auch ich Dank erstatten, nämlich Dank den Kolleginnen
und Kollegen, die als Abgeordnete und als Sachverständige mitgewirkt haben, Dank allen Obleuten, aber
auch Ihnen, Frau Connemann, meinen persönlichen Dank für die souveräne, hartnäckige und nachhaltige
Verhandlungsführung. Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der FDP)

Ich möchte aber auch die Arbeit derjenigen würdigen, die in der letzten Wahlperiode mitgewirkt haben
und dann, aus welchen Gründen auch immer, nicht mehr an den Beratungen der Enquete-Kommission
teilgenommen haben, weil vielleicht die Weisheit der Wähler oder eine persönliche Lebensentscheidung
dazu geführt hat, dass sie kein Mandat mehr für diese verantwortliche Aufgabe hatten. Herzlichen Dank
also auch an alle, die früher diese Arbeit geleistet haben.
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(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Lassen Sie mich jetzt auf einige Inhalte zu sprechen kommen. Zunächst möchte ich einige grundsätzliche
Anmerkungen zu den Rahmenbedingungen der Kulturpolitik machen. Dann möchte ich das Thema
?Rechtliche und strukturelle Rahmenbedingungen der Kulturarbeit am Beispiel der öffentlichen
Bibliotheken erläutern und einen Hinweis darauf geben, welche Weisheit in unseren Empfehlungen - da
gibt es wahre Perlen - enthalten ist. Schließlich geht es um Fragen im Zusammenhang mit dem
Urhebervertragsrecht. Auch dazu erlaube ich mir ein paar Anmerkungen.
   Zur Struktur der Kulturpolitik und zu den Entscheidungsprozessen in der Kulturpolitik. Folgende
Fragen sind vorrangig an uns selbst gerichtet, weil dies unser Kompetenzfeld ist: Wie soll und kann eine
zeitgemäße Kulturpolitik definiert werden? Was kann sie leisten? Wie effektiv sind ihre Strukturen? Wie
werden kulturpolitische Ziele erarbeitet und wirksam umgesetzt? Im weitesten Sinne geht es um das
Themenfeld der Kulturverwaltungsreform oder -modernisierung. Dazu haben wir wichtige Hinweise auf
unseren Delegationsreisen insbesondere in die Niederlande oder nach Großbritannien bekommen.
   Auch in der Kulturpolitik, so empfehlen wir, sollten wir uns moderneren, wirksameren
Entscheidungsprozessen zuwenden. Ich will jetzt nicht zu technisch werden, aber wir plädieren dafür - das
ist eine Handlungsempfehlung der Enquete-Kommission -, auch in der Kulturpolitik in gewissen
Zeitabständen Schwerpunkte zu überprüfen und gegebenenfalls neue Ziele zu formulieren. Schließlich
entwickelt sich in Kunst und Kultur permanent Neues.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie der Abg. Gitta Connemann (CDU/CSU))

Wenn es gelänge, in eine solche konzeptionelle Arbeit der Zielfindung einzutreten, könnten auf Basis
solcher grundlegenden Entscheidungen auch Etatisierungen über mehrere Jahre planungsstabil gestaltet 
werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie der Abg. Gitta Connemann (CDU/CSU))

   Ich möchte dies am Beispiel der Musikförderung  erläutern. Im Haushalt des BKM werden in jedem
Jahr etwa 18,9 Millionen Euro für den Bereich der Musikförderung zur Verfügung gestellt. Die Segmente
der klassischen Musik binden etwa 15,2 Millionen Euro; Segmente der moderneren, improvisierten und
populären Musik etwa 1,5 Millionen Euro. Das ist also deutlich weniger als für die klassische Musik. Ich
möchte das eine nicht gegen das andere stellen. Aber manchmal habe ich den Verdacht: einmal etatisiert,
immer etatisiert. So gewinnen wir keine Spielräume bei gegebener Etatlage, neue Akzente zu setzen.
Deshalb ist die Reflexion über Förderentscheidungen und vor allen Dingen über Inhalte und Wirkungen,
die wir damit anstreben, sehr wichtig. Es ist nicht nur ein technischer Begriff. Denn darin liegt die Chance
gestaltender - Herr Otto, aktivierender - Kulturpolitik, die wir machen könnten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der CDU/CSU - Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): Danke!
Sehr richtig!)

Deshalb empfehlen wir dem Deutschen Bundestag - das ist ein Appell an uns -, dieses Vorgehen in
bestimmten Handlungsfeldern der Kulturpolitik zu praktizieren. Wir Parlamentarier sind da vorrangig
gefordert. Ich bin überzeugt, dass noch eine Menge Diskussionsstoff vor uns liegt. Aber wir müssen
diesen Weg gehen.
   Lassen Sie mich noch ein weiteres Beispiel skizzieren. Da sehe ich die Handlungsfähigkeit des
kooperativen Föderalismus gefordert. Die öffentlichen Bibliotheken sind eine ganz wichtige Institution
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an der Schnittstelle von Kultur- und Bildungsarbeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und des Abg. Hans-Joachim Otto (Frankfurt) 
(FDP))

Gleichwohl ist ihre Etatsituation sehr fragil. Der Rechtscharakter dieser Institutionen und die
Verpflichtung des Staates gegenüber ihnen sind schon angesprochen worden. Es sind freiwillige
Aufgaben; deshalb ist die Lage sehr schwierig. Deshalb fallen gerade Bibliotheken in Finanzkrisen häufig
dem Rotstift zum Opfer. Institutionen werden geschlossen, oder Etats für eine zeitgemäße Ausstattung mit
Medien werden nicht entsprechend aufgestellt. Auch da empfehlen wir den Ländern, Bibliotheksgesetze
zu erlassen, Standards zu definieren und über eine etwas staatsfernere Bibliotheksentwicklungsagentur
Prozesse zu moderieren. Hier sollte man nicht nur auf andere zeigen. Denn wir selbst sind gefordert,
gemeinsam mit den Ländern Diskussionsprozesse in Gang zu setzen und hoffentlich zu Ergebnissen zu
kommen, damit wir in der Fläche besser werden. Andere Länder zeigen uns, was wir mithilfe aktiver
Bibliotheksarbeit gestalten können.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ein drittes Beispiel betrifft den Komplex der wirtschaftlichen und sozialen Situation der Künstlerinnen
und Künstler. Wir haben uns mit der Novelle zum Urheberrechtsgesetz 2002 auseinandergesetzt und
mussten feststellen, dass unser Anspruch, den Urhebern eine angemessene Vergütung zukommen zu
lassen, in weiten Feldern nicht Wirklichkeit ist. Das anzugehen, empfehlen wir dringend. Wir haben an
die Bundesregierung, aber auch an uns die Forderung gerichtet, diese Situation noch einmal sorgfältig zu
analysieren und Abhilfe zu schaffen. Wenn fünf Jahre nach Inkraftsetzen einer Rechtsnovelle keine
Wirkungen in der Fläche zu erzielen sind, ist das kein gutes Zeichen. Dort sind wir gefordert. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der CDU/CSU)

   Abschließend noch eine Bemerkung zum Thema Staatsziel Kultur. In der Enquete-Kommission haben
wir eine sehr wichtige, grundlegende Analyse vorgenommen; die diesbezüglich einstimmig
verabschiedete Empfehlung ist angesprochen worden. Wir haben dazu bereits im Rahmen der Vorlage des
Zwischenberichtes eine intensive Plenardebatte geführt. Jetzt ist der Zeitpunkt gekommen, nicht nur die
Lippen zu spitzen, sondern auch zu pfeifen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der FDP und der LINKEN)

   Wir, die SPD-Fraktion, haben dazu einen Entscheidungsprozess hinter uns gebracht. Ich möchte jetzt
nicht in die Debatte der Staatszielhierarchien einsteigen. 

(Beifall bei der SPD)

Unsere Entscheidung ist aber eindeutig: Wir fordern die Fixierung eines Staatsziels Kultur aus vielerlei
Gründen; sie wurden hier schon genannt. Ich vermute, dass es nicht hilfreich ist, die Diskussion
zuzuspitzen. Ich glaube, dass es jetzt wichtig ist, sich in dem Geist, in dem die Arbeit der
Enquete-Kommission geleistet wurde, aufeinander zuzubewegen und zu sehen, was tatsächlich umsetzbar
ist. Ich vermute, dass es Chancen gibt. An uns selbst, aber auch an den Koalitionspartner richte ich den
Appell, gemeinsam zu Ergebnissen zu kommen. 
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und des Abg. Hans-Joachim Otto (Frankfurt) 
(FDP))

Mit diesem Thema will ich die anderen Aspekte nicht relativieren; sie sind ungeheuer wichtig. Andere
Kolleginnen und Kollegen werden gleich weitere Inhaltsschwerpunkte darstellen. 
   Lassen Sie mich zum Schluss einen ganz besonderen Dank aussprechen. Er mag etwas ungewöhnlich
erscheinen; aber dies ist mir ein großes Bedürfnis. Ich möchte mich neben dem Sekretariat der
Enquete-Kommission bei allen Fraktionsreferentinnen und Fraktionsreferenten bedanken,

(Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Sehr gut!)

insbesondere bei Dr. Ingrun Drechsler und Astrid Boewen-Nitz. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Dies tue ich an dieser Stelle auch deshalb, weil ich mir persönlich ernsthaft gar nicht vorstellen kann, dass
Ingrun Drechsler Ende Januar in den wohlverdienten Ruhestand geht.

(Jörg Tauss (SPD): Sie ist 67!)

Bei dem Elan, den sie hier an den Tag gelegt hat, und dem großen vermittelnden Geschick kann ich nur
sagen: Chapeau! Jetzt liegt der Ball in unserem Spielfeld. Wir sind in den Ausschüssen gefordert, uns mit
den Handlungsempfehlungen auseinanderzusetzen.
   Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

 
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Was das Ausscheiden von Frau Drechsler betrifft, schließt sich der Präsident Ihrem begrenzten
Vorstellungsvermögen ausdrücklich an. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der SPD)

   Nun hat das Wort Frau Dr. Jochimsen für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

 
Dr. Lukrezia Jochimsen (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Liebe Gäste! Liebe Kollegen Sachverständige!

(Volker Kauder (CDU/CSU): Liebe Fernsehzuschauer!)

Insbesondere lieber Professor Kramer als Mitstreiter! Ich kann mich dem Dank, den Herr Ehrmann gerade
allen an der Arbeit der Enquete-Kommission beteiligten Bereichen ausgesprochen hat, nur anschließen,
und möchte ihn auf unsere Fraktionsreferentin Frau Dr. Annette Mühlberg ausdehnen. Auch ich hätte
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nicht gewusst, wie ich als Späteinsteiger in diese Kommission die Arbeit überhaupt hätte bewältigen
können, wenn es nicht die Möglichkeit eines fundierten Wissens und einer Zuarbeit gegeben hätte. 

(Beifall bei der LINKEN)

   Liebe Kolleginnen und Kollegen, was wir Ihnen heute vorlegen, sind keine Botschaften aus dem
Elfenbeinturm, sondern ist die Zustandsbeschreibung unseres reichen und vielfältigen Fundamentes
Kultur, auf dem unsere Gesellschaft und gerade auch die Qualität unserer Demokratie beruhen. Ich finde,
das dürfen wir nie aus den Augen verlieren. Diese Zustandsbeschreibung handelt von Glanz, aber
gleichermaßen auch von Elend.
Glanzvoll ist die Liste der Theater, Denkmäler, Bibliotheken, Museen, Orchester, Chöre, Tanzgruppen
und der Tausenden Einrichtungen und Gruppierungen freien bürgerlichen Engagements in Sachen Kultur.
Glanzvoll ist auch das Aufkommen des Wirtschaftszweiges Kultur, eines Beschäftigungssektors mit
hohen Wachstumsraten und großer Zukunft. Lieber Herr Kollege Ehrmann, dass wir hier in Zukunft
genauer hinschauen müssen, ist unbestritten. 
   Elend sind hingegen die Einkommen der meisten Künstler und Kulturschaffenden in Deutschland. Im
Durchschnitt verdienen sie gerade einmal 11 000 Euro pro Jahr, die Mehrheit verfügt über kein
regelmäßiges Einkommen, und es ist ihnen kaum möglich, eine Alterssicherung aus ihren Einnahmen zu
finanzieren. Das gilt nach wie vor, obwohl die Umsätze und Gewinne der Branche gestiegen sind und
weiter steigen. Die Kreativen haben aber keinen Anteil daran. Von Leistungsgerechtigkeit keine Spur!

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU))

   Aus unserer Sicht muss der Staat an dieser Stelle gegensteuern, und zwar mit einer Stärkung des 
Urheberrechts - das wurde bereits angesprochen -, damit die Einnahmen tatsächlich den Urhebern zugute
kommen und die Zeit für künstlerische Arbeit in der Rentenversicherung flexibel angerechnet werden
kann. 

(Jörg Tauss (SPD): Urhebervertragsrecht!)

   Zur elenden, ja jämmerlichen Seite der Zustandsbeschreibung der Kultur in Deutschland gehört
zweitens, dass ihr Reichtum und ihre Vielfalt an etlichen Stellen bereits Spuren von Abbau und Rückbau
aufzeigen. Ein trauriges Beispiel dafür sind die Theater in Thüringen. Das gilt aber nicht nur für sie.
Deshalb ist es wichtig, dass die Förderung von Kunst und Kultur im Bericht als Pflichtaufgabe des Staates
herausgestellt wird. Kultur muss als Staatsziel im Grundgesetz verankert werden.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU
und der SPD)

Ich stehe auf der Seite all derer, die gesagt haben, dass es Zeit ist, nicht länger nur die Lippen zu spitzen,
sondern auch zu pfeifen. Das rot-rote Berlin und das vormals rot-rote Mecklenburg-Vorpommern sind
übrigens die einzigen Bundesländer, die das bereits beschlossen haben.

(Volker Kauder (CDU/CSU): Was daraus geworden ist, sieht man an Berlin!)

   Aus unserer Sicht muss die Kompetenz des Bundes für die Kultur weiter gestärkt werden, zum Beispiel
um unsere Bibliotheken zu retten. Der Kollege Ehrmann hat das gerade vorgetragen. Der
Bundespräsident hat dieses Elend in einer bewegenden Rede zur Wiedereröffnung der
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Anna-Amalia-Bibliothek in Weimar genau benannt:
Noch kann man sagen: Bibliotheken bilden in Deutschland ein flächendeckendes Netz. 
Er sagte aber auch:
Auf dem Land ist das Netz öffentlicher Bibliotheken zum Teil ziemlich dünn - und in manchen Gegenden
kann man von einem regelrechten Bibliothekssterben sprechen. Nur etwa 15 Prozent der Schulen 
- ich bitte Sie: 15 Prozent der Schulen in Deutschland -
verfügen über eine eigene Bibliothek 
   Sein Fazit lautet: In Deutschland fehlt ?- im Gegensatz zu den erfolgreichen PISA-Ländern - die
strategische Verankerung der Bibliotheken als Teil unserer Bildungsinfrastruktur. Er sagt, dass diese
?heute weder auf Länderebene noch in der Politik des Bundes in ausreichendem Maße anzutreffen sind.
?Bibliotheken gehören deshalb in Deutschland auf die politische Tagesordnung.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. Gitta Connemann 
(CDU/CSU))

   Die Enquete-Kommission sieht das genauso. Allerdings unternimmt sie nicht den aus unserer Sicht
entscheidenden Schritt. Sie fordert kein Bundesbibliotheksgesetz, um den Bestand unserer Bibliotheken,
die es noch gibt, zu retten. Zu einer Reform der Kompetenzverteilung gehört nach unserer Vorstellung
auch - es wird Sie vielleicht wundern, dass die Linke das fordert - die Ernennung eines
Bundeskulturministers mit eigenständigem Ministerium, damit Kultur im Kabinett und auf europäischer
Ebene gleichberechtigt vertreten ist.

(Beifall bei der LINKEN)

   Die Kommission hat umfangreich, ausführlich, präzise und konkret gearbeitet und sich dabei auf
vielerlei Sachverstand gestützt. Mir erscheint es aber als ein Elend, dass die Kommission nicht bereit war,
sich angemessen mit den kulturellen Folgen der deutschen Teilung zu befassen. Die Auseinandersetzung
mit der Tatsache, dass Kultur in Deutschland 40 Jahre lang in zwei Gesellschaften geschaffen, gefördert,
gefeiert, kritisiert, ja, auch unterdrückt wurde, dass es zwei Kulturen gab, und zwar nicht parallel
nebeneinander, sondern ganz bewusst gegeneinander positioniert, und diese Tatsache Folgen hat, bis auf
den heutigen Tag, und zwar ebenso im Bewusstsein der Menschen wie für unsere kulturelle Infrastruktur,
wäre des Schweißes der Edlen wirklich wert gewesen. 

(Beifall bei der LINKEN)

   Wir meinen, dass die bis heute festzustellenden mentalen Unterschiede zwischen Ost und West eine
Herausforderung für die Kulturpolitik sind. Dabei geht es nicht darum, sie zu überwinden, sondern darum,
sie als Chance zu nutzen.

(Beifall bei der LINKEN)

   Die Chance, die beiden Schulsysteme von DDR und Bundesrepublik in ihrer Unterschiedlichkeit zu
nutzen, haben wir sträflich versäumt. Mit dem Erbe der beiden Kulturen sollten wir anders umgehen, auch
und gerade nach der Veröffentlichung dieses Berichts.
   Insgesamt halten wir den Bericht für eine notwendige Grundlage unserer weiteren Arbeit für die Kultur.
Er entstand nicht im Elfenbeinturm, und er handelt nicht von Luxus, Dekoration oder Überfluss, sondern
von den Überlebensnotwendigkeiten unserer Gesellschaft.
   Ich danke Ihnen.
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(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Steffen Reiche (Cottbus) (SPD))

 
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort erhält nun die Kollegin Undine Kurth, Bündnis 90/Die Grünen.
 
Undine Kurth (Quedlinburg) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe, verehrte Gäste! Es ist schon eine
Weile her, da haben die Grünen die Schaffung eines Kultusministeriums  gefordert; dass daraus nichts
geworden ist, wissen wir alle. Dann haben wir die Einsetzung einer Enquete-Kommission gefordert, die
sich mit der Situation bzw. dem Zustand der Kultur in Deutschland befassen sollte; dass das erfolgreich
vonstatten gegangen ist, sehen wir heute. Bei dieser Einsetzung herrschte in diesem Haus große
Übereinstimmung, und sie wurde von allen Fraktionen getragen. 
   Ich bin der festen Überzeugung, dass die Einsetzung der Enquete-Kommission ?Kultur in Deutschland
ein echter Glücksfall für Kunst und Kultur in unserem Land war,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): Ja! Nur für uns 
nicht!)

auch deshalb, weil sie von dem gemeinsamen Willen getragen war, zu Ergebnissen zu kommen und
Ressort- und Fraktionsgrenzen zu überwinden. Diese ernsthafte und sehr engagierte Arbeit hat
letztendlich dazu geführt, dass uns eine beeindruckende Bestandsaufnahme und eine ebenso
beeindruckende Zahl von Handlungsempfehlungen vorliegen; davon ist hier schon mehrfach gesprochen
worden. 
   Deshalb glaube ich, dass dies die richtige Gelegenheit ist, all denen zu danken, die so engagiert an der
Erstellung des Berichts der Enquete-Kommission mitgewirkt haben. Ich möchte für meine Fraktion vor
allem diejenigen nennen, die in der letzten Legislaturperiode daran mitgearbeitet haben: Ursula Sowa und
Antje Vollmer. Ihnen gilt unser herzlicher Dank. Denn ohne ihre Vorarbeit hätten wir nicht so gut
weiterarbeiten können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP))

   An vielen Stellen dieses Berichts wird immer wieder übereinstimmend betont - diese Übereinstimmung
ist übrigens nicht das Ergebnis nichtkontroverser Debatten, sondern eher das Ergebnis einer sehr
gründlichen Auseinandersetzung -, dass Kultur einen hohen Eigenwert hat, dass sie Orientierung gibt,
dass sie identitätsbildend ist und dass sie das System von Werten und Normen, das unsere Gesellschaft
trägt, bestimmt. Kultur lebt davon, dass sie von Generation zu Generation in Ausdrucksformen
weitergegeben, aber auch immer wieder infrage gestellt und neu definiert wird. Kultur vermittelt Heimat,
Identität und vor allem Respekt vor der eigenen kulturellen Leistung und damit die Souveränität, mit
anderen Kulturen umgehen zu können.
   Es wird immer wieder betont und übereinstimmend festgestellt: Ohne Kultur ist unsere Gesellschaft
nicht denkbar. Ebenso klar ist aber auch, dass die Politik nicht Kultur machen kann. Der Staat allein kann
weder kulturelle Vielfalt noch kulturelles Leben organisieren.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. Gitta Connemann 
(CDU/CSU))
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Er kann aber Rahmenbedingungen setzen, damit Kultur gemacht werden kann, Rahmenbedingungen, die
ermöglichen, dass es eine kulturelle Teilhabe für alle gibt. Es ist eine Frage der Gerechtigkeit,
Rahmenbedingungen zu schaffen, die das wirtschaftliche Potenzial von Kunst und Kultur fördern und die
soziale Lage derer, die diese Vielfalt in unserem Land erarbeiten, besser im Auge hat.

(Beifall der Abg. Grietje Bettin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

   Denn wer weiß, wie viel Schauspieler, Sänger, Maler und Grafiker verdienen, und wer bedenkt, dass die
Gage oder das Honorar der Gegenwert bzw. die Anerkennung der Leistung ist, der muss sich schon
fragen, welches Bild vom Wert der Arbeit von Schauspielern, Sängern, Malern und Grafikern wir in
diesem Lande eigentlich haben.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU, der SPD und der 
LINKEN)

   Vor dem Hintergrund der Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus ist auch wichtig, immer
wieder daran zu erinnern, dass uns Kultur befähigt, Demokratie zu leben,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

   Urteile zu fällen und abzuwägen. Deshalb sind Kultur und kulturelle Bildung - beides gehört zusammen;
wir müssen Kultur und Bildung zusammen denken - eben nicht Arabeske bzw. schönes, schmückendes
Beiwerk nach dem Motto: Es ist ganz nett, wenn man es hat, es ist aber auch nicht sehr dramatisch, wenn
man es nicht hat. Kultur ist vielmehr das Trainingszentrum für unsere Sozialisation. Wenn wir
Trainingszentren leer stehen lassen, dürfen wir uns nicht wundern, wenn andere sie besetzen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Deshalb glaube ich, dass wir sehr ernsthaft darangehen müssen, die Handlungsempfehlungen, die jetzt
auf dem Tisch liegen, umzusetzen. Jede dieser Handlungsempfehlungen hat ihre Berechtigung und ist
Ergebnis langer Debatten, fundierter Überlegungen und übrigens auch des Streits, der der Verständigung
auf einen Kompromiss vorausgegangen ist. Es ist sicher auch richtig, eine Priorisierung vorzunehmen und
festzulegen, welche dieser Handlungsempfehlungen wir zuerst umgesetzt sehen wollen und welche uns
die wichtigsten sind.
   Ich möchte mich auf zwei konzentrieren, weil ich glaube, dass sie schlicht die Voraussetzung sind, alle
anderen umsetzen zu können. Das ist zum einen die Aufforderung, dass die Förderung von Kunst und
Kultur eine verpflichtende Aufgabe des Staates sein muss. Nur so können Vielfalt und Dichte des
kulturellen Angebotes erhalten bleiben. Die zweite Aufforderung hebt darauf ab, dass Kunst- und
Kulturpolitik anderen Politikfeldern gleichgestellt werden muss. Wir müssen anerkennen, dass es eine
einzigartige Vielfalt von kulturellen Einrichtungen in unserem Land gibt. Die Theater, die Bibliotheken,
die Konzerthäuser, die Museen, die Sammlungen und die soziokulturellen Zentren sind erwähnt worden.
All das trägt zum kulturellen Leben, das so wichtig für uns ist, bei. Wie aber werden diese Einrichtungen
erhalten? Wir müssen akzeptieren, dass die Gesellschaft, dass die Politik die verpflichtende Aufgabe hat,
sich um sie zu kümmern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. Gitta Connemann (CDU/CSU))
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Nur so kommen wir aus der Selbstrechtfertigung und den Debatten darüber, ob denn Kunst und Kultur
überhaupt Geld kosten dürfen, heraus. 
   Deshalb glaube ich auch, dass das Staatsziel Kultur ein so wichtiges Ziel ist. Wir wissen sehr wohl,
dass das allein das Problem nicht lösen wird; aber es wird bei der Lösung des Problems sehr hilfreich sein.
So sehr wir darin übereinstimmen, Herr Otto, dass wir ein solches Staatsziel brauchen, so wenig ist uns
geholfen, wenn wir Staatsziele gegeneinander ausspielen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der SPD)

Wenn das Staatsziel den Kindern nicht nützt, dann wird das Staatsziel auch der Kultur nicht nützen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der SPD sowie des Abg. Wolfgang Börnsen
(Bönstrup) (CDU/CSU))

Deshalb, so glaube ich, sollten wir nicht sagen, dass das eine besser als das andere ist.
   Es liegen eine Menge Handlungsempfehlungen vor. Jetzt kann wieder das Argument kommen, dass das
eine Beschreibung all der Dinge ist, die wir längst kennen. Erstens bin ich der festen Überzeugung, dass
da viel beschrieben ist, was bisher nicht bekannt war. Die Bestandsaufnahmen haben durchaus vieles
zutage gefördert, was bisher nicht in der öffentlichen Debatte war. Zweitens glaube ich, dass es sehr
wichtig ist, darauf hinzuweisen, dass Politik nicht automatisch immer nur dort stattfindet, wo man Geld
vergeben kann und wo man die haushaltstechnische Zuständigkeit hat. Politik hat auch die Aufgabe,
wichtige gesellschaftliche Probleme in den öffentlichen Diskurs zu bringen, sich mit dem Rang und der
Wertigkeit von Problemstellungen auseinanderzusetzen. Wenn man sich dann darauf einigt, dass Kultur
existenziell für uns ist und unsere Demokratie sichert, dann ist man sich sicher auch darüber einig, dass
man dafür ebenso wie für andere politische Bereiche Geld ausgeben darf.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir erleben keine Debatte darüber, ob Infrastruktur finanziert werden muss, und wir erleben keine
Debatte darüber, ob Wirtschaftsförderung wichtig ist. Warum soll Kulturförderung nicht ebenso wichtig
sein? Deshalb glaube ich, dass es natürlich auch um das Argument Geld geht. Hier, Herr Staatsminister,
unseren Respekt und unsere Anerkennung für die 400 Millionen Euro, die zusätzlich in den Haushalt für 
Kultur  gekommen sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der SPD - Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU):
Dreimal besser!)

Wir werden erst dann ganz glücklich sein, wenn wir wissen, wofür dieses Geld ausgegeben wird. Trotz
allem: Es ist ein ausgesprochen gutes Zeichen.

(Monika Griefahn (SPD): Das haben wir als Parlament gemacht!)

- Mit dem Parlament zusammen, jawohl. - 

(Monika Griefahn (SPD): Nur das Parlament!)

Wenn man sich die Angaben des Statistischen Bundesamtes genau ansieht - übrigens ist auch Rechnen
eine Kulturtechnik -, dann kann man sehen, dass in den Ländern genau das Gegenteil passiert. Prozentual
steigen zwar die Ausgaben - zumindest in den meisten Ländern; nur Mecklenburg-Vorpommern hat das
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nicht geschafft -, aber sie bewegen sich im marginalen Bereich. Die Hürde von 2 Prozent des
Gesamtvolumens zu überschreiten, schaffen gerade einmal vier Länder in dieser Republik. Nominell aber
sinken die Ausgaben für Kultur drastisch. Zwischen den Jahren 2001 und 2007 sind in der Bundesrepublik
Deutschland 600 Millionen Euro weniger für Kultur ausgegeben worden, weniger für die Vielfalt,
weniger für die Leistung von Kultur, die wir alle brauchen - und das vor dem Hintergrund steigender
Preise. Man kann das wesentlich besser volkswirtschaftlich ausdrücken: Im Jahr 2001 haben wir noch
0,4 Prozent des Bruttoinlandsprodukts für Kultur ausgegeben, jetzt geben wir 0,35 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts dafür aus. 
   Deshalb lautet meine dringende Bitte an Sie, Herr Staatsminister: Sagen Sie Ihren Landeskollegen bei
nächster Gelegenheit bitte, dass man auch mehr Geld für Kultur ausgeben kann! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie der Abg. Dr. Lukrezia Jochimsen (DIE LINKE))

Man darf sich nicht allein dafür feiern lassen, dass man die Etats nicht senkt. Genau das erleben wir aber
gerade in den Ländern. Dort ist man schon darüber glücklich, dass die Etats der Theater, Orchester,
Museen und soziokulturellen Zentren auf niedrigstem Level nicht noch weiter gekürzt werden. Eigentlich
wäre das Gegenteil notwendig. Wenn wir uns hier einig sind, dass Kultur wichtig ist und unsere
Gesellschaft trägt, dann sollten wir auch übereinstimmend der Meinung sein, dass wir dafür Geld in die
Hand nehmen müssen. Sonst funktioniert das nämlich nicht. 
   Wir sind - das ist schon mehrfach gesagt worden - am Ende der Arbeit der Enquete angelangt. Das heißt
aber auch, dass wir am Beginn der politischen Umsetzung stehen. Denn die beste Analyse, der beste
Bericht einer Enquete-Kommission als eine Art Politikberatung wird in der Gesellschaft nicht viel
verändern - gerade dafür wurde die Enquete-Kommission ?Kultur in Deutschland aber eingesetzt -, wenn
wir nicht die richtigen Schlüsse daraus ziehen. Es sollte uns daran gelegen sein, die
Handlungsempfehlungen der Kommission in reale politische Veränderungen umzusetzen. 
   Wenn wir es mit der Verantwortung von Bund, Ländern und Gemeinden für die Kultur ernst meinen,
dann müssen wir beginnen, an all diesen Punkten Veränderungen in Gang zu setzen. Zum einen können
wir das hier im eigenen Hause tun. Zum anderen sind aber natürlich auch die Länder gefragt.
Diesbezüglich geht mein Appell vor allem an die Kollegen der Großen Koalition; denn Sie haben ja im
Moment noch - ich denke, das wird sich ändern - die beste Ausgangsposition, um politische
Veränderungen in den Ländern zu erreichen. Deshalb mein dringender Appell an Sie: Fangen Sie damit
an; unsere Unterstützung haben Sie! 
   Danke schön.

(Beifall im ganzen Hause)

 
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich erteile das Wort der Kollegin Dorothee Bär für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

 
Dorothee Bär (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe
Sachverständige! Zunächst geht mein ganz herzlicher Dank an Sie, Herr Präsident, zum einen für Ihre
Vorbemerkungen heute Morgen zu Beginn der Debatte, zum anderen für die Ermöglichung dieser Debatte
in der Kernzeit. 
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der SPD, der FDP und der LINKEN)

Es ist sehr schön, eine Kulturdebatte erleben zu können, während es draußen noch hell ist. Das würden
wir uns wesentlich öfter wünschen. Dafür noch einmal ganz herzlichen Dank! 
   Ich möchte mich auch ganz herzlich bei allen Sachverständigen bedanken. Sie gestehen es mir sicherlich
zu, wenn ich unserem CSU-Sachverständigen, Hans Zehetmair, besonders herzlich danke, der sich durch
seine Kompetenz und seinen Sachverstand in den letzten vier Jahren über alle Fraktionsgrenzen hinweg in
unser aller Herzen ?hineinsachverständigt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

   Ich möchte an dieser Stelle aber auch noch einmal der Kommissionsvorsitzenden ganz herzlich danken.
Liebe Gitta Connemann, Sie haben in den letzten Jahren eine Mammutaufgabe erfüllt. Es ist keine
Selbstverständlichkeit, dass eine Enquete-Kommission über zwei Legislaturperioden besteht. Es war auch
keine Selbstverständlichkeit, dass diese Enquete-Kommission in dieser Legislaturperiode so ohne
Weiteres fortgeführt werden konnte. Sie haben nicht nur mit sehr vielen verschiedenen Persönlichkeiten
aus den Fraktionen sowie mit den Sachverständigen zu kämpfen gehabt, sondern - das möchte ich an
dieser Stelle noch einmal betonen - hatten auch ganz neue Herausforderungen dadurch zu bewältigen,
dass die Regierung gewechselt hat und es in dieser Legislaturperiode eine Fraktion mehr im Bundestag
gibt als in der letzten. Diese Herausforderungen haben Sie ganz herausragend gemeistert. Dafür noch
einmal ganz herzlichen Dank, und zwar nicht nur von unserer Gesamtfraktion, sondern insbesondere von
der CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das positive Signal, das davon für uns alle ausgeht, ist, dass man Kultur nicht an Wahlterminen und
Farbkonstellationen ausrichten kann. Vielmehr wurde in den letzten vier Jahren eine sehr kontinuierliche
Arbeit geleistet. Ich denke, darauf können wir alle stolz sein.
   Ich möchte mich auch bei den Mitarbeitern des Sekretariats bedanken, ganz besonders bei allen, die an
der Endredaktion beteiligt waren. Ich glaube, dass die Endredaktion mit die schwierigste Arbeit war, weil
es galt, alles unter einen Hut zu bekommen. Die Bestandsaufnahme war wirklich ein Mammutprojekt. Der
Bericht der Enquete-Kommission umfasst mehr als 500 Seiten. Ich denke, es ist nicht übertrieben, zu
sagen, dass man ihn mit Stolz unter den Weihnachtsbaum legen kann. Oder man kann ihn sich im
Anschluss an diese Debatte von der Vorsitzenden signieren lassen und ihn verschenken. 

(Heiterkeit der Abg. Gitta Connemann (CDU/CSU) - Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Guter 
Vorschlag!)

   Der Schlussbericht beschränkt sich nicht auf Feststellungen, sondern gibt auch Empfehlungen. Da wir in
einem föderalen Staat leben, richten sich diese Empfehlungen an viele Adressaten, auch an uns. Natürlich
müssen auch wir Bundestagsabgeordnete uns an die Empfehlungen, die wir geben, halten. Aber ebenso
sind die Länder und die Kommunen angesprochen. Alle gesellschaftlichen Bereiche in diesem Land
leisten unglaubliche Arbeit, um die Kultur in Deutschland lebendig zu halten, um sie für alle erlebbar und
erfahrbar, aber natürlich auch erschwinglich zu machen. Ich möchte fünf Punkte aus dem Bericht der
Enquete-Kommission herausgreifen: das Ehrenamt, die ländlichen Regionen, die Kinder - sie wurden
heute leider Gottes schon in einem nicht so schönen Zusammenhang angesprochen, Herr Kollege Otto -,
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU sowie der Abg. Monika Griefahn (SPD))

die Bibliotheken und den Spracherwerb. 
   Zunächst zum Ehrenamt. Ich glaube, das Ehrenamt ist für die Kultur in Deutschland die zentrale
Stütze. Wenn wir uns umschauen - die meisten von uns arbeiten ja auch in ländlich geprägten Regionen -,
müssen wir doch feststellen: Wenn wir das Ehrenamt, den unentgeltlichen, uneigennützigen Einsatz nicht
hätten, wäre es nicht möglich, die kulturellen Angebote, die unsere Kulturlandschaft ausmachen, so am
Leben zu erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie bei Abgeordneten der SPD)

   Die ländlichen Regionen werden oft übergangen, wenn es um Kultur geht. Oft wird etwas spöttisch auf
diese Regionen geschaut, wird gedacht, die Hochkultur gebe es nur in Großstädten. Doch das ist
mitnichten der Fall. Die meisten Menschen leben in ländlichen Regionen. Ich komme selber aus einem
sehr ländlich geprägten Bereich. Auch in meinem Heimatwahlkreis leben Künstler, die man dort nicht
vermuten würde; 

(Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Sehr richtig!)

man denkt ja oft, die Künstler leben nur in Großstädten. In meinem Landkreis wohnt ein weltweit
bekannter Künstler: Herman de Vries. Er schätzt besonders die ländliche Ruhe, die Idylle. Wenn
Ausstellungen von ihm in Paris stattfinden, denkt man nicht, dass er aus einem Ort kommt, der nur ein
paar Hundert Einwohner hat. An diesem Beispiel kann man sehen, was für Schätze bei uns in den
Regionen versteckt sind.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

   Ein weiteres Ziel, das uns sehr wichtig ist, besteht darin, die Kinder für die Kultur zu gewinnen. 

(Beifall der Abg. Miriam Gruß (FDP))

Wir haben dazu sehr viele Veranstaltungen durchgeführt. Wir haben nämlich festgestellt, dass Kinder
gerade im kulturellen Bereich begeisterungsfähig und wissbegierig sind. Ich möchte noch ein Projekt aus
meiner Heimat herausgreifen. Dort werden Kinder-Kultur-Abos  verkauft zu einem Preis, der unter dem
von vier Kinobesuchen liegt. Unsere Bundesministerin Ursula von der Leyen hat dieses inzwischen
bayernweite Projekt bereits ausgezeichnet. Dass der Bericht der Enquete-Kommission der Bedeutung der
Kinder Rechnung trägt, ist auch daran zu sehen, dass die Kinder 388-mal erwähnt werden. Auch dafür
noch einmal ganz herzlichen Dank! 

(Beifall des Abg. Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU))

   Wir haben ein besonderes Kapitel zum Thema Bibliotheken eingerichtet. Denn das Lesen gehört ja sehr
stark zu unserer Kultur. Bücher vermitteln unsere Sprache, unsere Kultur. Bibliotheken sind der zentrale
Ort, um möglichst viele Kinder und Jugendliche zu erreichen. Sie bieten Lesungen und Veranstaltungen
an, die insbesondere die Kinder ansprechen sollen.
   Jetzt komme ich zu einem weiteren Schwerpunkt, der eines meiner Herzensanliegen in dieser
Enquete-Kommission war: Auch für Migrantenkinder sind Bibliotheken eine gute Anlaufstelle, um unsere
Sprache zu erlernen. Wie wichtig der Spracherwerb ist, wurde insbesondere in meiner Berichterstattung
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zu Interkultur und Migrantenkultur  deutlich. Sie können sich sicherlich vorstellen, dass es nicht
selbstverständlich war, dass wir bei dem Thema ?Interkultur und Migrantenkultur zu einem einstimmigen
Votum kamen. Dafür, dass es dennoch gelungen ist, möchte ich mich an dieser Stelle bei allen
Mitgliedern meiner Berichterstattergruppe bedanken. Denn der Spracherwerb ist nun einmal zentral für
eine gelungene Integration.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie der Abg. Markus Meckel (SPD) und Dr. Lukrezia
Jochimsen (DIE LINKE)) 

   Daraus ergibt sich auch unsere Handlungsempfehlung, aus der ich kurz zitieren möchte:
Die Enquete-Kommission empfiehlt die Rahmenbedingungen für das Erlernen der deutschen Sprache, die
zentral für eine Integration von Migranten ist, zu verbessern. Sprachförderung ab dem frühen Kindesalter
muss deshalb auch in Zukunft verstärkt unterstützt werden. Dabei muss sichergestellt werden, dass die
ganze Familie die deutsche Sprache erlernen kann. Sie empfiehlt die Förderung situationsangemessener
Formen des Sprachenerwerbs. Neben der Sprachförderung sollten auch die deutsche Verfassung mit ihren
Grundrechten und die Grundregeln der Rechtsordnung vermittelt werden.
   Ich denke, wir konnten hier einen wirklichen Meilenstein erreichen. Deswegen bin ich sehr dankbar und
froh, dass wir diese Handlungsempfehlungen und diesen Bericht zum Thema Sprachenerwerb
interfraktionell, mit allen Fraktionen gemeinsam, so vorlegen konnten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD)

   Zum Schluss bleibt zu sagen: Vielen herzlichen Dank für die vergangenen vier Jahre. Ich habe dem
Vorsitzenden der Blasmusik versprochen, das Wort ?Blasmusik hier zu erwähnen, damit es heute auch
einmal genannt wurde.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Auch das ist 
Kultur!)

Da freut sich auch der direkt gewählte Abgeordnete des Berchtesgadener Landes.
   Ich denke, in diesem Sinne haben wir noch sehr viel zu tun. Ich freue mich, dass wir unsere Kultur im
Anschluss an diese Debatte noch gemeinsam feiern können. Nehmen Sie das Angebot an: Nehmen Sie
den Schlussbericht mit, und lassen Sie ihn von der Vorsitzenden signieren! Dann haben Sie ein
wunderbares Weihnachtsgeschenk für zu Hause.
   Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie der Abg. Lydia Westrich (SPD))

 
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Bei aller Begeisterung für die Blasmusik weise ich vorsichtshalber darauf hin, dass es auf Kosten der
Redezeit geht, wenn jetzt Kompensationsbedarf besteht und sämtliche Orchestergruppe einzeln erwähnt
werden müssen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

   Der nächste Redner ist der Kollege Christoph Waitz für die FDP-Fraktion.
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(Beifall bei der FDP)

 
Christoph Waitz (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich gehöre zu denjenigen, die erst seit
dieser Legislaturperiode und somit die zweite Hälfte der Kommissionsarbeit begleiten durften. Für mich
war es ein spannender und sehr bereichernder Schnellkurs in Sachen Kulturpolitik.
   Aus dieser Erfahrung heraus kann ich jedem, der einen Einstieg in die Kulturpolitik und in die aktuellen
Handlungsfelder finden möchte, diesen Schlussbericht zur Lektüre empfehlen; denn - dies gerät in unserer
Debatte ein wenig in den Hintergrund - dieser Bericht enthält zu einem großen Teil die Bestandsaufnahme
der Kultur in Deutschland sowie eine Problembeschreibung, auf deren Basis wir die
Handlungsempfehlungen, die schon jetzt im Mittelpunkt unseres Interesses stehen, entwickelt haben. 
   Für mich als sächsischen Bundestagsabgeordneten war es bei meinen Schwerpunktsetzungen für die
Arbeit innerhalb der Enquete-Kommission ganz wichtig, herauszubekommen, welche kulturpolitischen
Themen für den Freistaat Sachsen von besonderer Bedeutung sind. Sie wissen, dass Sachsen mit dem
Sächsischen Kulturraumgesetz eine Art Kulturverfassung hat, die in vielerlei Hinsicht vorbildhaft für den
Rest Deutschlands sein könnte.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

   Für Sachsen gilt aber, was letztlich auch für die gesamte Bundesrepublik gilt: Die Kultur- und die
Kreativwirtschaft sowie der Kulturtourismus haben noch viel zu viel ungenutztes Potenzial. Nicht nur in
Leipzig, das weit über die Grenzen Deutschlands hinaus als Bach-Stadt und Stadt der alten und neuen
Leipziger Malerschule bekannt ist, ist die Kultur ein wichtiger Identitätsfaktor  und ein zentrales Element
der Stadt- und Wirtschaftsentwicklung.
   Welche tatsächlichen wirtschaftlichen Effekte die Kultur hat, wurde in diesem Jahr am Beispiel der
Kulturförderung für die Wirtschaft der Stadt Dresden untersucht. Das Ergebnis dieser Studie hinsichtlich
der wirtschaftlichen Effekte ist beeindruckend: Die Ausgaben der Besucher in Dresden für Hotels,
Restaurants, Verkehr usw., was auch zu zusätzlichen Steuereinnahmen führt, betragen circa
144 Millionen Euro. Bei einer staatlichen Förderung von circa 40 Millionen Euro ist das eine Rendite, die
ansonsten nur mit gewagten Finanzspekulationen erreichbar wäre, mit dem kleinen Unterschied, dass sich
die Bedeutung der Semperoper zum Beispiel für die Identifikation der Stadt und des Landes als
zusätzlicher wirtschaftlicher Effekt auswirkt.

(Jörg Tauss (SPD): Deshalb kann man auf das Weltkulturerbe ja verzichten!)

Dieses Beispiel, Herr Tauss, lässt sich nicht auf jedes kleine Theater übertragen. Dadurch wird aber mit
dem verbreiteten Vorurteil aufgeräumt, dass Kultur vor allem Geld kostet. Einmal abgesehen davon, dass
wir es uns gar nicht leisten könnten, auf die Kultur zu verzichten, wäre eine Vernachlässigung auch unter
dem wirtschaftlichen Gesichtspunkt kontraproduktiv.

(Beifall bei der FDP)

   Dies unter Beweis zu stellen und für jeden politischen Entscheidungsträger nachlesbar aufzuschreiben,
war sicher auch ein Anspruch der Kulturenquete. Neben diesen grundsätzlichen Maßnahmen zur
Förderung der Kulturwirtschaft, die sich in einem fraktionsübergreifenden Antrag, den wir hier neulich
verabschiedet haben, wiederfinden, halte ich es für zentral, dass insbesondere Länder und Kommunen
Kultur in einem verstärkten Maße als Alleinstellungsmerkmal für ihr Tourismusmarketing einsetzen. Wir
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brauchen in diesem Punkt eine viel stärkere Vernetzung zwischen der Tourismus- und der Kulturbranche
und den politischen Entscheidungsträgern. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und der SPD)

   Eine Maßnahme, die die Kultur-Enquete vorschlägt, um den Wettbewerb zwischen den Kulturstädten
Deutschlands zu befördern, ist die Ausschreibung eines Wettbewerbs unter dem Titel "Kulturstadt 
Deutschland. Nach den überaus positiven Erfahrungen, die wir mit dem Wettbewerb um die europäische
Kulturhauptstadt - und zwar ausdrücklich nicht nur für die Gewinner, sondern für alle Beteiligten -
gemacht haben, kann ein solcher nationaler Wettbewerb nur förderlich und für andere Kommunen im
besten Sinne des Wortes beispielgebend sein. 
   Einen weiteren Themenkomplex möchte ich noch ganz kurz anreißen, weil er einen wichtigen Bereich
behandelt und weil es in ihm einige Empfehlungen der Enquete-Kommission gibt, die sicherlich gut
gemeint, aber nicht wirklich förderlich sind. Es geht um das Kapitel ?Kultur in Europa - Kultur im
Kontext der Globalisierung. Die europäische Perspektive unseres nationalen Handelns steht hier außer
Frage und ist ohne Alternative. Das Zusammenwachsen Europas wird in zunehmendem Maße zu einer
europäischen Identität führen, die die nationale Identität jedoch nicht ersetzt, sondern ergänzt und
erweitert. 
   Allerdings sind die Empfehlungen des Europakapitels nicht ausnahmslos geeignet, einen hilfreichen
Beitrag dazu zu leisten. Ein Beispiel dafür ist die Methode der offenen Koordinierung, über die in der
Enquete-Kommission mehrfach diskutiert wurde. Ich glaube nicht, dass das Instrument der offenen
Koordinierung in der Kulturpolitik tatsächlich praktikabel ist. Die Methode der offenen Koordinierung
ermöglicht keine ausreichend demokratisch legitimierte Diskussion über die von der Europäischen
Kommission vorgeschlagenen Maßnahmen. Dies ist gerade im Hinblick auf das Subsidiaritätsprinzip,
welches mit der Methode der offenen Koordinierung unterlaufen wird, von großer Bedeutung.
   Ein weiteres Problem sehen wir bei dem UNESCO-Abkommen zum Schutz des immateriellen 
Kulturerbes. Wir teilen im Grundsatz die Ziele des Abkommens und erkennen die Bedeutung des
immateriellen Kulturerbes und dessen Bewahrung ausdrücklich an. Die vorgeschlagenen Institutionen und
Maßnahmen stellen aber eine unnötige Bürokratisierung und Konservierung des kulturellen Lebens dar,
der wir eine lebendige Weiterentwicklung des immateriellen Kulturerbes vorziehen. 
   Wir als FDP-Fraktion werden mit großem Engagement die Umsetzung der Handlungsempfehlungen
forcieren. Aber die Mehrheitsverhältnisse in diesem Hause sind - noch - relativ klar verteilt. 

(Jörg Tauss (SPD): Keine falschen Hoffnungen!)

- Na, wir werden schauen. Die nächsten Wahlen kommen bestimmt. - Wir konnten gestern im
Kulturausschuss deutlich erleben, dass die Koalition einem Antrag auch dann nicht zustimmen kann,
wenn er der Regierungsposition eins zu eins entspricht. Das bedeutet für Sie, liebe Kollegen und
Kolleginnen von der Union und der SPD, dass es unter diesen Bedingungen Ihre Aufgabe ist, die
Themenfelder vorzubereiten und auch die Mehrheiten für die Umsetzung der Ergebnisse der
Enquete-Kommission durchzusetzen. 

(Jörg Tauss (SPD): Das ist wahr!)

   Ein Thema der Enquete-Kommission steht schon jetzt auf der Tagesordnung des Bundestages: das
Staatsziel Kultur. Die FDP-Bundestagsfraktion hat dazu Anfang 2006 einen Gesetzentwurf eingebracht.
Nach wie vor harren wir der Entscheidung. Die SPD hat dem Staatsziel Kultur kürzlich zugestimmt. Jetzt
fehlen noch Ihre Stimmen von der CDU/CSU.
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(Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Wir werden dazu noch etwas sagen!)

 
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege.
 
Christoph Waitz (FDP): 
Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU/CSU-Fraktion, zeigen Sie, dass Sie es ernst meinen mit der 
Kulturförderung,

(Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Immer!)

und stimmen Sie dem Staatsziel Kultur zu!
   Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der SPD und der Abg. Gitta Connemann (CDU/CSU))

 
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich erteile das Wort der Kollegin Lydia Westrich für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

 
Lydia Westrich (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Als Finanzpolitikerin in eine
Enquete-Kommission zu kommen, ist erst einmal ein Kulturschock, besonders wenn diese Kommission
?Kultur in Deutschland heißt. Ich bin gewöhnt, an Paragrafen und Details zu feilen. Bei den
Finanzpolitikern entscheidet im Endeffekt meistens nur ein kleines Wort in einem Halbsatz eines Absatzes
irgendeines Paragrafen in einem einzigen Gesetz über das Wohlergehen der Bürger unseres Staates. Dann
kam die Enquete-Kommission 

(Heiterkeit - Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): So schlimm war es auch wieder nicht!)

mit Sachverständigen, die reden und reden, die nicht nur ein Mitspracherecht, sondern auch ein
Stimmrecht haben. Sie haben Ideen, die in der Paragrafenwelt nicht fassbar sind. Wo aber bleiben bei den
vielen Reden die Fakten?
   Kunst heißt, wie mir ein Künstlerfreund gesagt hat, loszulassen und sich hinzugeben, sich auf
Unbekanntes einzulassen. Da ich keine Künstlerin bin, habe ich zumindest versucht, mich auf das Thema
?Kultur in Deutschland einzulassen, das mich als Bundes- und Kommunalpolitikerin brennend
interessiert. Kaum war die innere Bereitschaft da, zeigten sich die Fakten. 
   Aus den Reden ergaben sich Streitgespräche, Anhörungen der Betroffenen und Gutachten über viele
Teilbereiche der immensen Schatzkiste, die wir in Deutschland haben. Was fangen wir bei immer knapper
werdenden Kassen mit diesem Schatz an? Das herauszufinden, war unsere Aufgabe. Der großen
Herausforderung, den Schatz zu mehren und ihn für künftige Generationen weiterzuentwickeln, statt ihn
auszugeben, haben wir uns - jeder in seinem Bereich - gestellt. Das hat Spaß gemacht. 
   Mein Bereich war die wirtschaftliche und soziale Lage von Künstlerinnen und Künstlern. Für
Eingeweihte wird es weniger erstaunlich sein als für mich, dass ich jenseits des roten Teppichs, des
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Glitzerns und des Glamours der Feste schnell in sehr ernüchternde Lebensbiografien vorgestoßen bin. So
ist die Hauptdarstellerin einer Soap, die täglich durch die Wohnzimmer flimmert, als alleinerziehende
Mutter arbeitslos geworden, und sie muss immer wieder um ihr Arbeitslosengeld II kämpfen, weil ein
Sachbearbeiter die Wiederholung eines ihrer Auftritte im Fernsehen gesehen hat, für die sie jedoch kein
Geld bekommt. Bis das Arbeitslosengeld II dann wieder fließt, vergeht einige Zeit, in der sie kein
Einkommen hat. 
   Vor allem darstellende Künstler - die im Filmbereich tätigen Kulturschaffenden, Kameraleute usw. -
haben zunehmend mit der Existenzsicherung zu kämpfen. Aus Kostengründen beschränken die
Unternehmen der Filmwirtschaft, aber auch die Theater die Produktionszeiten auf das unumgängliche
Maß. Die Beschäftigungszeiten werden auf wenige Drehtage mit immensen Überstunden begrenzt. Die
Arbeitgeber sparen dadurch Beiträge zur Sozialversicherung. 
   Zunächst hat auch der Künstler kurzfristig Vorteile wegen seines Spitzenverdienstes in diesen wenigen
Tagen, und er bemerkt zu spät, dass ihm Sozialversicherungstage fehlen. Durch die Verkürzung der
Rahmenfrist in der Arbeitslosenversicherung von drei auf zwei Jahre, innerhalb derer zwölf Monate
versicherungspflichtige Zeiten als Voraussetzung für einen Anspruch auf Arbeitslosengeld erbracht
werden müssen, können immer weniger Schauspieler, Kameraleute, Toningenieure und Produzenten
diesem Anspruch gerecht werden.
   Deshalb verlangt die Enquete-Kommission, eine Lösung für die Betroffenen zu finden.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Lukrezia Jochimsen (DIE LINKE) - Wolfgang Börnsen
(Bönstrup) (CDU/CSU): Mit Recht!)

Wir sind sehr zuversichtlich, bald zu einer Lösung zu kommen, seit auch unser Finanzminister Peer
Steinbrück und unser SPD-Bundesvorsitzender Kurt Beck dieses Problem aufgegriffen haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Die Union aber auch!)

   Der Druck der Enquete-Kommission hat schon mehrfach gegriffen, zum Beispiel beim Erhalt der ZBF,
der zentralen Vermittlungsstelle für Bühnen- und Filmschaffende, die der Bundesagentur für Arbeit
angegliedert ist. Der Bundesrechnungshof, der diese Stelle kritisiert hat, hat genauso wenig wie viele
andere begriffen, dass sich die Situation von Künstlerinnen und Künstlern durch ihren Tätigkeitswechsel
von selbstständiger zu nichtselbstständiger Tätigkeit und von unständiger zu kurzfristiger Beschäftigung
von anderen in hohem Maße unterscheidet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und der Abg. Dr. Lukrezia Jochimsen (DIE 
LINKE))

   Versuchen Sie zum Beispiel einmal, einen Tänzer zu vermitteln: Er hat keinen anerkannten
Ausbildungsberuf und ist mit 30 Jahren gesundheitlich ruiniert. Seine Ausbildung war lang und teuer.
Nun bleibt an der Jobbörse nur das Repertoire der Hilfsarbeiten für ihn übrig. Die Mitglieder der
Enquete-Kommission werden auch darauf drängen, den Tanz als Ausbildungsberuf einzustufen und die
Gründung einer Tanzstiftung zu forcieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der CDU/CSU)

Die zentrale Vermittlungsstelle für die Künstlerinnen und Künstler bleibt aber trotz der Rüge des
Rechnungshofs erhalten, da ihr Spezialwissen und ihre Verbindungen natürlich nicht in jeder Agentur für
Arbeit vorgehalten werden können. 
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   Arbeitslosengeld II, Arbeitsgelegenheiten, keine Ausbildung - das sind Worte, auf die wir im
Zusammenhang mit Künstlerinnen und Künstlern normalerweise nicht kommen. Aber ich habe gelernt,
dass gerade im Kulturbereich die Einkommensentwicklung besorgniserregend ist. Da die wirtschaftliche
und soziale Lage der Künstler und Kulturschaffenden häufig von der wirtschaftlichen Situation des
öffentlichen Kulturbetriebs abhängt, unterliegen sie in schwierigen Zeiten immer als erste dem
öffentlichen Sparzwang. Das gilt für Theater, Opern, Orchester, Museen, Bibliotheken, Musikschulen,
sozio-kulturelle Zentren, den Film- und Medienbereich und viele andere. Die oft projektbefristete
Anstellung ist leider die Regel. Schlecht bezahlte Volontäre ersetzen Museumspädagogen oder
Bibliotheksmitarbeiter. Musiklehrer in die Selbständigkeit zu entlassen, ist bei vielen Kommunen leider
gang und gäbe. Die Künstlersozialversicherung errechnet für ihre selbständigen Mitglieder
Durchschnittsjahreseinkommen von 11 000 Euro. Da könnten wir glatt in eine Mindestlohndebatte 
einsteigen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

   Das Problem ist, dass Kunst und Finanzen häufig nicht zusammenhängend betrachtet werden, weder
von den Schöpfern der Kunstwerke noch von uns. Umso wichtiger ist die Empfehlung der
Enquete-Kommission, schon bei der Ausbildung die Vermittlung von betriebswirtschaftlichen Fähigkeiten
einzubinden. Existenzgründung und erfolgreiche Betriebsführung müssen selbstverständlicher Teil des
Studiums sein wie alle anderen Fertigkeiten. Das ist der richtige Weg bei der Ausbildung.

(Beifall der Abg. Gitta Connemann (CDU/CSU))

   Aber auch die Wirtschaftsförderung  muss sich auf die Bedürfnisse der Kulturschaffenden besser
einstellen. Mit den Mikrokrediten haben wir einen Anfang gemacht. Dennoch sind die Bedürfnisse der
Künstler für die meisten Wirtschaftsförderungsgesellschaften Fremdland, obwohl die künstlerische
Arbeit, wie es Frau Bär beschrieben hat, als weicher Standortfaktor gerne mit Prestigegewinnen
vermarktet wird. Es ist von uns, von der Enquete-Kommission, nicht zu viel verlangt, dass sich diese
Wirtschaftsförderungsgesellschaften für diese Klientel passgenau einsetzen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der FDP)

   Als Steuerpolitikerin war ich natürlich auch für die steuerrechtliche Behandlung der Künstler- und
Kulturberufe zuständig. Hierüber könnte ich eine Menge erzählen. Unser allgemeines Steuerrecht enthält
bereits Regelungen, die die besondere Situation von Künstlern berücksichtigt und die der Förderung von
Kunst und Kultur dienen. Doch gibt es immer wieder Fortentwicklungen, die noch längst nicht Eingang in
die Gesetzgebungsmaschinerie gefunden haben.
   Unser verstorbener Bundespräsident Johannes Rau hat die Kunst als Lebensmittel bezeichnet.
Dementsprechend werden Kunstwerke wie Lebensmittel bei der Umsatzsteuer nur mit dem ermäßigen
Steuersatz versehen. Das muss nach dem Willen der Enquete-Kommission trotz immer wieder
aufkommender Debatten auch weiter so bleiben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

   Zusätzlich wollen wir den Zweig der längst etablierten Kunstfotografie in den Katalog der ermäßigten
Steuersätze mit aufnehmen. Frau Bundeskanzlerin Merkel und Herrn Finanzminister Steinbrück sei
gesagt: Was den Bergbahnen billig ist, das ist der Kunstfotografie schon lange recht. Darauf werden wir 
drängen.
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(Beifall bei der SPD)

   Zur Künstlersozialversicherung muss ich noch ein paar Worte sagen, Herr Präsident. Dieses von
Sozialdemokraten initiierte Sozialversicherungssystem, das im künstlerischen Bereich die Lebensrisiken
wie Krankheit, Alter und Pflege auffangen soll, ist weiterhin Gott sei Dank in voller Blüte. Der Drang in
diese Versicherung ist ungebrochen. Wir Mitglieder der Enquete-Kommission werden uns dafür
einsetzen, dass der Bundeszuschuss zur Künstlersozialversicherung weiterhin stabil gehalten wird -

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

 
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Frau Kollegin!
 
Lydia Westrich (SPD): 
- und dass wir mehr Vertragsgesellschaften zu Einzahlungen heranziehen.
   Dieses Thema, Herr Präsident, ist unerschöpflich, meine Redezeit leider nicht. Eines ist klar: Ohne
Künstlerinnen und Künstler, ohne Kulturschaffende bräuchten wir das Thema Kultur gar nicht anzugehen.
Deshalb darf der Spar- und Optimierungszwang, den ich auf allen Ebenen gar nicht abstreite, nicht alleine
auf dem Rücken der Kulturschaffenden ausgetragen werden.

(Beifall bei der SPD)

Alleine für diese Erkenntnis hat sich für mich die Einsetzung der Enquete-Kommission gelohnt. 
   Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der FDP)

 
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort erhält nun der Kollege Roland Claus, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

 
Roland Claus (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Auch ich schätze die Weisheit des Berichtes als
einen Kulturkompass, wie Sie es genannt haben, Frau Vorsitzende. Ich finde, das ist ein schönes Wort.
Leider versagt das große Werk aber völlig, wo es um die Bewertung von 40 Jahren deutscher Teilung 
geht.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Ansatz, Kulturgeschichte in die Kategorien Diktatur einerseits und Widerstand andererseits
einzuteilen, geht fehl. Sprache ist verräterisch. Sie nennen diesen Abschnitt Nachwirkungen der
deutschen Teilung. Nachwirkungen! Warum tun Sie das, obwohl Sie wissen, dass Sie damit vor allem im
Osten der Republik an Zustimmung verlieren? Auch Sie haben erkannt, dass die Ostdeutschen nach über
zehn Jahren ihr Selbstbewusstsein wiedergewonnen haben und deutlich artikulieren. Sie erzählen ganz
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entspannt über ihre Biografien, über ihr Leben in der DDR. Ihre Antwort, die Antwort der hier
dominierenden Politik, ist eine politisch-kulturelle Diskriminierung und Delegitimierung der DDR. Das
muss hier so deutlich festgestellt werden.

(Beifall bei der LINKEN - Widerspruch bei der CDU/CSU)

   Die deutsche Kulturgeschichte von 1949 bis 1989 ist aber ein Abschnitt gemeinsamer deutscher
Geschichte, trotz oder gerade wegen der Gegensätze. Beide deutsche Staaten haben sich bekanntlich
politisch-kulturell in erheblichem Maße über ihre jeweilige Gegensätzlichkeit definiert. Beide waren mit
Blick auf den anderen der Geist, der stets verneint. Damit waren die Wechselwirkungen aufeinander
immer riesengroß, und das selbst in den eisigsten Zeiten des Kalten Krieges. 
 
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege Claus, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Bär?
 
Roland Claus (DIE LINKE): 
Ja, gerne.
 
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Bitte, Frau Bär.
 
Dorothee Bär (CDU/CSU): 
Herr Kollege, finden Sie es gerechtfertigt, hier zu sprechen, obwohl Sie kein einziges Mal in der
Enquete-Kommission anwesend waren, geschweige denn sich jemals mit diesem Thema befasst haben?
Finden Sie es gerechtfertigt, Ihre heutige Redezeit als kommunistische Plattform zu missbrauchen? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - Lachen bei der LINKEN)

 
Roland Claus (DIE LINKE): 
Ich beantworte Ihre beiden Fragen jeweils mit Ja. Selbstverständlich finde ich es gerechtfertigt, dass ich
mich mit Ihrem Bericht befasse. Sie sollten sich das auch wünschen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn sich Ihre Logik darin erschöpfte, dass nur diejenigen über den Schlussbericht der
Enquete-Kommission reden dürften, die ihr auch angehörten, stellten Sie sich kulturell ein Armutszeugnis 
aus.

(Beifall bei der LINKEN - Volker Kauder (CDU/CSU): Das heißt, Sie waren nicht da und haben Ihre
Aufgabe nicht gemacht! - Dorothee Bär (CDU/CSU): Sie missbrauchen das Parlament!)

   Was ich in der Sache darlegen und ausführen will, hat mit der Würdigung dessen zu tun, was an 
kulturellen Gemeinsamkeiten und Unterschieden in 40 Jahren deutscher Teilung zu besprechen ist. Ich
will Ihnen ein Beispiel nennen. Die kleine, so subversive DDR hat es sogar geschafft, mehr Heinrich-Böll-
und Siegfried-Lenz-Bücher zu verkaufen als die Bundesrepublik Bücher von Stefan Heym und Christa
Wolf. Ich glaube, das hatte auch etwas mit den Preisen zu tun.
   Sie müssen keine Sorge haben. Ich habe zu viele persönliche Freunde aus Kultur und Kunst an den
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Westen verloren, um mir die DDR schönzureden. Aber ich behaupte: Der kulturelle Lebensalltag in der
DDR war dem kulturellen Lebensalltag Österreichs ähnlicher als dem kulturellen Lebensalltag
Rumäniens. Die DDR hat 1990 kulturell vieles in die Einheit eingebracht - die Zahlen in Ihrem Bericht
belegen das -, vor allem das Selbstverständnis, Kultur und Bildung sozial nicht zu teilen; sie sollen allen
zugänglich sein. Ich finde, dass diese Osterfahrungen, insbesondere Erfahrungen aus der DDR, aber auch
Erfahrungen mit gesellschaftlicher Transformation gegenwärtig brachliegen und nicht von dieser
Gesellschaft genutzt werden.

(Beifall bei der LINKEN - Jörg van Essen (FDP): Die DDR zeichnete sich nicht durch besondere
Zugänglichkeit aus!)

Deutschsprachige Rockmusik war eher und mehr ost- als westdeutsch. Ich sage das trotz oder wegen
großer Zuneigung zu Heinz Rudolf Kunze, Nena, Klaus Lage und anderen. Dass viele Ostrocker in den
Westen gingen, lag nicht daran, dass sie den Westen so toll fanden, sondern daran, dass sie nicht aushalten
konnten, wie wir in der DDR den Sozialismus vergeigt haben. 
   Anna Seghers, Erwin Strittmatter, Willi Sitte, Konrad Wolf, Hermann Kant haben Millionen fasziniert.
Ihre Verbundenheit mit der DDR genügt heute aber, sie kulturhistorisch zu verbannen. 
   In Deutschland ist der Zugang zu Bildung und Kultur heute in zunehmendem Maße von sozialen
Unterschieden beeinflusst. Das nenne ich kulturfeindlich.

(Beifall bei der LINKEN - Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): Oh, mein Lieber!)

Wo gesellschaftlicher Reichtum und - noch schneller - die Kinderarmut größer werden, ist kultureller
Notstand nicht weit. 
   Noch immer sind Zeit und Chance zur Umkehr. Mit historischem Abstand wächst zuweilen die
Souveränität, mit Geschichte umzugehen. Deshalb fordere ich noch einmal dazu auf, kulturelle, mentale
Unterschiede zwischen Ost und West als Herausforderung für die Kulturpolitik zu begreifen und sie nicht
schlechthin zu überwinden. Diese Unterschiede sollten wir als Chance begreifen.

(Beifall bei der LINKEN)

 
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Jo Krummacher ist der nächste Redner für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

 
Johann-Henrich Krummacher (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Gäste! Zweifelsfrei ist Kultur eine jener
elementaren Kohäsionskräfte, die gesellschaftliches Leben und ein Dasein im Miteinander überhaupt erst
ermöglichen. Insofern ist Kultur wie das täglich Brot oder die Luft, die wir atmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD)

Denn was wäre dieses Land ohne die Sprache der Lutherbibel, ohne Beethovens Neunte, ohne Schillers 
Räuber, ohne die Bilderwelt von Lucas Cranach oder Georg Baselitz? Was wäre es ohne die Berliner
Museumsinsel oder ohne einen Film wie Das Leben der Anderen? Was ohne die Gedichte eines Friedrich
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Hölderlin oder eines Heinrich Heine? Was ohne die vielen Musikvereine und Theatergruppen? Was ohne
das Engagement der Kirchen, vom Mittelalter über die Neuzeit bis hin zur Gegenwart?
   Nebenbei bemerkt: Die Enquete-Kommission konnte feststellen, dass die beiden großen christlichen
Kirchen in unserem Land mehr für die Kulturförderung ausgeben als die öffentliche Hand.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der FDP)

   Was also wäre dieses Land ohne seine kulturelle Vielfalt? Folgerichtig hat die Arbeit der
Enquete-Kommission dazu beigetragen, den Reichtum unserer Kulturlandschaft zu erfassen. Aus der
Mitte des Bundestages, unter Mitwirkung namhafter Sachverständiger und natürlich auch unter
Einbeziehung der Länder ist eine umfassende Bestandsaufnahme gelungen, die die Kultur noch stärker
in das Zentrum des politischen Bewusstseins rückt.
   Neben dieser umfassenden und deutlichen Bestandsaufnahme ist der Bericht der Enquete-Kommission
aber auch mit konkreten Empfehlungen verbunden: mit klaren Aufforderungen an alle staatlichen und
gesellschaftlichen Akteure, Kultur quasi immer mitzudenken und in das Alltagshandeln zu integrieren.
   Dabei fangen wir nicht bei null an. Mit Staatsminister Bernd Neumann haben wir auf Bundesebene
einen engagierten Fürsprecher und Motor für kulturelle Belange.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Im Bundesministerium für Bildung und Forschung ist die Kultur ebenfalls präsent, von der Förderung der
Geisteswissenschaften bis hin zur Grundlagenforschung. Auch sonst hat die Bundesregierung stets
bewiesen, dass die Kultur bei ihr in guten Händen ist. Nein, wir fangen wirklich nicht bei null an. Aber
gerade deswegen kommen wir gemeinsam und auf der Grundlage des Berichts der Enquete-Kommission
noch viel weiter.
   Aus Sicht der Union war von Anfang an wichtig, der Breite des kulturellen Spektrums gerecht zu
werden und gleichzeitig auf die entsprechende Schärfentiefe zu achten. 
   Kulturelle Bildung muss insbesondere für öffentlich geförderte Kultureinrichtungen eine Kernaufgabe
sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der FDP)

Kultur macht nicht an Grenzpfählen halt, und darum betreffen die empfohlenen Weichenstellungen auch
die europäische und die internationale Ebene. Genauso richtet sich der Blick auf die gesellschaftlichen
und lokalen Wurzeln der Kultur. Alle kulturschaffenden, alle kulturfördernden und alle kulturtragenden
Kräfte sollen sich möglichst frei entfalten können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der FDP)

Bürgerschaftliches und ehrenamtliches Engagement sind tragende Pfeiler der Kultur in Deutschland,
und viele Empfehlungen setzen zu Recht genau hier an. Neue Formen der Zusammenarbeit zwischen der
öffentlichen Hand und den Privaten - aber ebenso zwischen Bund, Ländern und Kommunen - sind
geeignet, auch in Zukunft eine kulturelle Infrastruktur auf höchstem Niveau zu gewährleisten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

   Kurz: Die Faktoren gegenwärtiger Kulturpolitik wurden präzise erfasst und die Perspektiven der
zukünftigen Kulturpolitik ebenso plausibel wie vielversprechend skizziert. Jetzt haben wir eine klare
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Vorstellung, und gut vorbereitet gehen wir an die Umsetzung. 
   Die Zahlen sind genannt worden, aber die Wiederholung des Bedeutsamen hilft der Wahrnehmung: vier
Jahre Arbeit, über 400 Handlungsempfehlungen, eingebettet in 1 200 Seiten Bestandsaufnahme. Das ist
der Bericht der Enquete-Kommission, mit dem sich auch der Bund als Akteur der Kulturpolitik zu Wort
meldet, nicht als föderaler Besserwisser im bestehenden Gefüge, sondern als echter Partner. Insofern
gleicht der Bericht der Enquete-Kommission einer Partitur, durch die das kulturelle Geschehen
überschaubar wird. Das zu spielende Werk richtet sich nicht an einen Solisten, sondern zielt auf ein
harmonisches Ineinandergreifen der verschiedenen Akteure.
   Wir haben die Chance auf ein neues, prosperierendes kulturelles Miteinander. Wenn wir alle die
Bewahrung, Weitergabe und Förderung der Kultur weiterhin als etwas Essenzielles begreifen, dann wird
sich auch der zukünftige Einsatz wirklich lohnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP)

 
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Der Kollege Keskin ist der nächste Redner für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN - Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): Aber jetzt ein bisschen besser als Herr
Claus! - Dorothee Bär (CDU/CSU): Er kann das nur besser machen!)

 
Dr. Hakki Keskin (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit sehr viel Sachverstand und Engagement
konnte die Enquete-Kommission zur Migrantenkultur/Interkultur eine sehr gelungene Arbeit leisten. Der
Bericht wurde von allen Fraktionen gemeinsam beschlossen. Auch ich möchte mich ganz herzlich bei
allen Beteiligten bedanken.
   Die kulturelle Vielfalt Deutschlands wird von der Kommission als eine Realität, als Fakt anerkannt, und
zwar von allen Fraktionen, auch von der Union. Das ist ein Novum. Ich begrüße diesen Fortschritt.
Bekanntlich haben wir über die Tatsache, dass Deutschland längst eine multikulturelle Gesellschaft
geworden ist, jahrzehntelang kontrovers diskutiert. Nunmehr musste diese Erkenntnis als gemeinsame
Position auch von der Union öffentlich mitgetragen werden.
Die Kommission kommt einstimmig zu der Feststellung, dass die Kulturen der Migrantinnen und
Migranten als Bestandteil der Kultur in Deutschland und als Bereicherung für Deutschland zu bewerten
sind. Ausdrücklich wird diese kulturelle Vielfalt bejaht und begrüßt. Die Enquete-Kommission stellt
weiterhin fest, dass es gerade die kulturelle Vielfalt ist, die den Reichtum der Kultur in Deutschland
ausmacht. Es wird daher unterstrichen, dass die unterschiedlichen Kulturen in Deutschland
gleichberechtigt gefördert werden müssen. 
   Die Integration  funktioniert nicht von selbst. Der Staat und die Mehrheitsgesellschaft sind hier
gefordert, aktiv tätig zu werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Rechts- und Sozialstaat, Geschichte und Sprache müssen aktiv und wechselseitig vermittelt werden. Auch
in der Bildungspolitik muss eine Kehrtwende vollzogen werden, damit die Menschen von den Chancen
der kulturellen Vielfalt profitieren können: Interkulturelle Bildung und Erziehung müssen so ausgerichtet
werden, dass die Ressourcen der Menschen in vielfältiger Weise zur Geltung kommen können. 
   Selbstverständlich gehört neben dem Erlernen der deutschen Sprache auch das Erlernen der
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Muttersprache der Migrantenkinder zu diesen Bildungsansätzen. Wissenschaftlich wurde bewiesen: Wer
seine Muttersprache gut beherrscht, kann auch die deutsche Sprache leichter erlernen. Aus dieser Tatsache
müssen die notwendigen Konsequenzen gezogen werden.

(Beifall bei der LINKEN)

   Der überparteiliche Konsens, der sich im Bereich der Kulturpolitik erfreulicherweise herstellen ließ,
sollte Anreiz und Ermutigung auch für andere Politikbereiche sein. 
   Es ist nicht nur im Hinblick auf die Integration erforderlich, sondern auch ein Gebot der Demokratie,
Menschen, die seit Jahrzehnten in Deutschland leben oder sogar hier geboren und aufgewachsen sind, die
vollen bürgerlichen Rechte zu gewähren.

(Beifall bei der LINKEN)

Daher fordert die Linke, dass der Erwerb der deutschen Staatsbürgerschaft auch unter Beibehaltung der
alten Staatsangehörigkeit erleichtert wird. 
   Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN)

 
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Die Kollegin Simone Violka ist für die SPD-Fraktion die nächste Rednerin.

(Beifall bei der SPD)

 
Simone Violka (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren
Sachverständige! Wenn wir über Kultur in Deutschland sprechen, dann dürfen wir die Auswirkungen des 
demografischen Wandels auch auf den kulturellen Bereich nicht außer Acht lassen. Deshalb stand für
uns, die Mitglieder der Enquete-Kommission, nie zur Debatte, wie viel Kultur wir uns in Zukunft noch
leisten können; vielmehr ging es um die Frage, welche Herausforderungen unsere Gesellschaft bewältigen
muss, damit die Kulturlandschaft in Deutschland nicht nur erhalten wird, sondern sich auch weiterhin
mannigfaltig entwickeln kann.
   Da sich der demografische Wandel in den Regionen unterschiedlich vollzieht, gibt es bisher noch keine
flächendeckenden politischen Lösungsansätze für die perspektivische Lösung dieses Problems. Es gibt
Regionen, viele davon im Osten Deutschlands, die sich schon seit Jahren in einem solch enormen
Strukturwandel befinden, dass dort auf politischer Ebene und auf der Ebene der Kulturschaffenden bereits
reagiert wird bzw. reagiert werden musste. Auf den dortigen Erkenntnissen kann man deutschlandweit
aufbauen. 
   Die neuen Länder haben eine alte, vielfältige Kulturlandschaft in das vereinigte Deutschland
eingebracht. Ich würde mich freuen, wenn auch Dresden seiner Verantwortung gerecht würde und ein
Weltkulturerbe nicht weniger schätzte als eine Brücke. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Undine Kurth (Quedlinburg) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))
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Die Erhaltung des Kulturguts und die Förderung kultureller Infrastruktur in den neuen Ländern liegen
trotz unterschiedlicher gesellschaftlicher Rahmenbedingungen in gesamtdeutscher Verantwortung. Da
hierfür Geld benötigt wird, empfiehlt die Enquete-Kommission Bund und Ländern, die Verwendung von
2 Prozent der in Korb II bis 2019 als zweckgebundene Zuweisungen des Bundes zur Verfügung stehenden
Mittel für die Kultur in den neuen Ländern verbindlich festzuschreiben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der CDU/CSU)

   Das sogenannte Leuchtturmprogramm  hat sich als Erfolg erwiesen. Deshalb empfehlen wir, das in
den neuen Ländern bewährte Programm auf den gesamten Staat auszudehnen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

   Aufgrund der gesellschaftlichen Umstrukturierung sind vor allem ländliche Regionen einer enormen
Bevölkerungsausdünnung ausgesetzt, die die Gefahr mit sich bringt, dass es dort kein flächendeckendes
kulturelles Angebot mehr gibt. Das bedeutet für die Menschen, die dort leben, nicht nur lange Wege zur
Kultur, sondern auch, dass ihre Regionen zunehmend an Attraktivität verlieren, was dann häufig noch
mehr Ausdünnung nach sich zieht und damit ein immer geringeres Angebot an Arbeitsplätzen zur Folge
hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der CDU/CSU)

Gleichzeitig müssen aber viele Steuergelder aufgewendet werden, um für die immer geringer werdende
Zahl von Menschen lebensnotwendige Infrastrukturen zu erhalten. 
   Nun könnte man ja auf den Gedanken kommen, dass, wenn es weniger Menschen gibt, auch weniger
Kultur benötigt würde. Das ist meiner Meinung nach der falsche Ansatz; denn es ist festzustellen, dass
sich nur ein bestimmter Prozentsatz der Bevölkerung als Kulturkonsument sieht. Dieser Anteil ist in den
vergangenen Jahren fast gleich geblieben. Hier muss angesetzt werden; denn hier liegt ein enormes
Potenzial für die Kultur brach. Das kann aber nur über ein ansprechendes und vor allem nahes kulturelles
Angebot und - das darf in diesem Zusammenhang auch nicht vergessen werden - eine bessere kulturelle
Bildung genutzt werden. Diese stellt nämlich eine Grundlage für wachsendes Interesse an Kultur dar.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

   Bei der Kultur im ländlichen Raum spielt das bürgerschaftliche Engagement eine besonders große
Rolle. Es gibt bereits Regionen, in denen das kulturelle Angebot ausschließlich auf den Schultern von
engagierten Bürgerinnen und Bürgern und dort lebenden Künstlerinnen und Künstlern liegt. Dabei sind
auch Laienkultur und Brauchtum ein selbstverständlicher und unverzichtbarer Bestandteil der
Kulturlandschaft. Deutschland wäre ein kulturell armes Land ohne die Tausenden Orchester, Chöre,
Theater- und Tanzgruppen und Kulturvereine. Deshalb ist es notwendig, die Rahmenbedingungen für
diese Gruppe zu garantieren und auch zu verbessern.
   Dank eines ausgeprägten Engagements von Künstlerinnen und Künstlern, aber auch von Kunst- und
Kulturinteressierten finden wir auch in ländlichen Regionen ein vielseitiges Kulturangebot vor. Dieses
Angebot zu erhalten, ist eine Herausforderung in Zeiten, in denen die Gelder für kulturelle Angebote in
den Haushalten immer knapper werden. Das größte Problem hierbei ist aber oft nicht zu wenig Geld,
sondern eine zu unstete Förderung, die oftmals von Jahr zu Jahr völlig offenlässt, ob überhaupt weiter
gefördert wird und, wenn ja, in welcher Höhe. Als Schirmherrin eines solchen Festivals, nämlich des von
Wustrau, weiß ich, wovon ich rede. Trotz unglaublichen Engagements und - das ist in Kulturkreisen leider
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oft der Fall - einer unglaublichen Bereitschaft zur Selbstausbeutung bei den Künstlerinnen und Künstlern
stehen wir leider Jahr für Jahr vor der Frage, wie lange wir das durchhalten. Das könnte durch eine
langfristige Planung bei den einzelnen Engagements verhindert werden. Wenn dann gleichzeitig noch alle
Ressourcen ausgeschöpft würden, könnte auch eine möglichst hohe finanzielle Unabhängigkeit erreicht 
werden.
   Einen Ausgleich über Sponsoring oder Mitgliedsbeiträge zu erreichen, ist vor allem in ländlichen
Regionen kaum möglich, weil viele bereits in mehreren Vereinen engagiert und am Ende ihrer
finanziellen Möglichkeiten sind. Für überregional agierende Firmen und Konzerne ist der ländliche Raum
für Sponsoring meist unattraktiv, weil zu wenige erreicht werden und es kein überregionales mediales
Interesse gibt. Um solche Lücken zu schließen, müssen öffentliche Gelder so effektiv wie möglich
eingesetzt werden.
   Eine Lösung sehen wir in der Enquete-Kommission in der Schaffung einer 
Kulturentwicklungsplanung;  dieser muss aber eine genaue Bedarfsanalyse vorausgehen, in der es an
erster Stelle nicht um Mitteleinsparung, sondern um Erhalt durch Anpassung und Veränderung geht.
Solch eine Kulturentwicklungsplanung kann aber auch nur dann ein wirklicher Erfolg werden, wenn
kulturelle Institutionen stärker kommunen- und gegebenenfalls auch länderübergreifend genutzt werden.
Auch der Zusammenschluss und die Mehrfachnutzung von spartenübergreifenden Kulturstätten kann eine
Möglichkeit zur Lösung der anstehenden Probleme darstellen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und der LINKEN)

Doch das setzt voraus, dass zum Beispiel vorhandene Konkurrenzsituationen zwischen Städten und
ländlichem Raum ebenso überwunden werden müssen wie die zwischen öffentlich finanzierten
Einrichtungen und Programmen.

(Gitta Connemann (CDU/CSU): Sehr richtig!)

Deshalb sollte sich eine effektive Kulturentwicklungsplanung nicht nur an den Einrichtungen, sondern
auch an den Nutzern ausrichten. 
   Wichtig ist hierbei auch eine langfristige Sicht. Momentan gibt die ältere Generation, deren Anteil an
der Gesamtgesellschaft immer größer wird, überdurchschnittlich viel Geld für Kultur aus. Doch es wäre
kurzsichtig, nur darauf zu setzen. Denn wenn das so bleiben soll, muss auch die jüngere Generation sie
ansprechende kulturelle Angebote erhalten. Wer als junger Mensch keinen Zugang zur Kultur findet, wird
diesen im Alter nicht automatisch von selbst finden. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der FDP und der LINKEN)

   Dabei ist die Förderung der kulturellen Bildung unerlässlich, wobei allerdings keine
Verteilungskonflikte zwischen den Generationen geschaffen werden sollten. Nur so bedeuten sinkende
Bevölkerungszahlen nicht gleichzeitig auch eine geringere Nachfrage nach kulturellen Angeboten.
Deshalb ist ein demografischer Wandel kein unwiderlegbares Argument für den Rückbau kultureller
Infrastruktur, sondern stellt eine lösbare gesamtgesellschaftliche Aufgabe dar, zu deren Bewältigung ich
hiermit alle aufrufe.
   Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der FDP sowie bei Abgeordneten der LINKEN)
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Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Nun erhält der Kollege Wolfgang Börnsen für die CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

 
Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Bei einer Parlamentsdebatte über Kultur ist es
beruhigend, einen Parlamentspräsidenten im Nacken zu wissen,

(Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): Im Nacken? Im Rücken!)

der ein großes Herz für die Kultur hat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

 
Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich bedanke mich sehr, weise aber darauf hin, dass dies die Redezeit nicht verlängert.

(Heiterkeit)

 
Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): 
Deutschland ist ein Kulturstaat; wir sind ein Kulturstaat. Unsere Kulturlandschaft gehört zu einer der
vielfältigsten und einzigartigsten in der Welt. Wir sind reich an Kultur, und wir wollen das auch bleiben.
   Diese besondere Kulturqualität beruht auf der Kreativität, dem Einsatz, dem Ideenreichtum, dem Fleiß
und der Mitverantwortung von Hunderttausenden von Kulturschaffenden, Künstlern, von Professionellen
und Laien, von Vereinen und Verbänden, von den Kirchen und Tausenden von Bürgerinitiativen. Sie sind
das Salz in unserem Kulturstaat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

   Ich komme, wie auch du, Grietje, aus dem Wahlkreis 1, Flensburg-Schleswig, ganz oben im Norden der
Republik, südlich von Kopenhagen. Am zweiten Adventssonntag nahm ich an einem Chorkonzert in
meiner Heimatkirche teil. Allein an diesem Tag konnte ich zwischen 80 verschiedenen Angeboten
auswählen: Da gab es Orgel- und Orchesterkonzerte, Rock, Pop, Jazz zum Advent und viel Chorgesang.
Kulturverantwortliche gehen davon, dass pro Veranstaltung mit etwa 100 Besuchern zu rechnen ist. Das
heißt, 8 000 Bürgerinnen und Bürger zwischen Schlei und Förde haben an diesem Sonntag Kultur
genossen. So war es an diesem Tag auch in Görlitz, in Greifswald, in Goslar, in Rottweil-Tuttlingen, in
Leer und in vielen anderen Teilen unserer Republik.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): Auch in Frankfurt! -
Christian Lange (Backnang) (SPD): In Backnang!)

Hochgerechnet waren an diesem Sonntag bundesweit über 2 Millionen Menschen in unserem Land 
kulturaktiv.
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Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Koppelin?
 
Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): 
Gerne. Er ist auch ein Schleswig-Holsteiner.

(Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): Das ist Solidarität!)

 
Jürgen Koppelin (FDP): 
Lieber Wolfgang Börnsen, du hast deinen Wahlkreis Flensburg-Schleswig und die vielen Veranstaltungen
dort erwähnt. Das gibt mir Veranlassung, direkt hierzu eine Frage zu stellen: Kannst du mir erklären,
warum es notwendig ist, dass dänische Künstler, wenn sie bei der dänischen Minderheit auftreten, in die
Künstlersozialversicherung einzahlen müssen?
 
Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): 
Es gibt ein gemeinsames Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich
Dänemark, in dem das so festgelegt ist. Es wird aber zu einer Überarbeitung kommen. Das haben wir auch
in den Enquete-Bericht aufgenommen. Denn wir glauben, dass wir in Europa grenzübergreifend zu
einheitlichen und verbesserten Maßstäben kommen müssen, was die Künstlerförderung angeht.

(Jürgen Koppelin (FDP): Wir wollen uns darum kümmern! - Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP):
Packen wir es an!)

   Ich möchte mit meiner Rede fortfahren. Auch wenn Sport und Freizeit in unserem Land Spitzenplätze
einnehmen, ist doch der aktive Kulturbezug in unserem Land unübersehbar. Keine Bundesliga hat bisher
die Besucherrekorde in unseren Museen schlagen können. So soll es auch bleiben. Beides bereitet
Vergnügen, wenn die Qualität stimmt.
   Ich bleibe beim Beispiel Musik. Um zu verdeutlichen, welche Kulturkraft es in unserem Land gibt, will
ich darauf aufmerksam machen, dass über 5 Millionen Menschen in unserem Land aktiv Musik betreiben:
in über 50 000 Chören, in 750 Sinfonie- und Staatsorchestern - nirgendwo in Europa gibt es mehr - und in
fast 50 000 Rock-, Pop- und Jazzbands. Wir haben eine großartige Kulturszene in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

   Allein in diesem Bereich befinden wir uns in einem blühenden, lebendigen Kulturgarten, der aber
gepflegt, gefördert und beachtet gehört. Dafür tragen alle staatlichen Ebenen eine Mitverantwortung, aber
auch wir Bürger selbst. Deutschland ist ein Kulturstaat. Wer sich als solcher versteht, hat daraus
Konsequenzen zu ziehen, mahnt die Enquete-Kommission und erinnert daran, 2 Prozent aller Ausgaben,
wie im Freistaat Sachsen praktiziert, für die Kultur bereitzustellen. Überall in Deutschland sollte eine
solche Selbstverpflichtung Schule machen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der SPD und der FDP)

   Im Großraum Essen ist vorgesehen, dass jeder Jugendliche, jeder Schüler ein Instrument erhält. Auch
das sollte bundesweit praktiziert werden. 
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der SPD, der FDP und der LINKEN)

Die kulturelle Bildung zur Kernaufgabe in den Schulen zu machen, ist selbstverständlich. Die soziale
Lage der Künstler und Kulturschaffenden grundsätzlich zu verbessern, tut weiterhin not. 

(Beifall der Abg. Renate Gradistanac (SPD))

Der Laienkultur den gleichen Stellenwert einzuräumen wie der Spitzenkultur, ist richtig. Beide sind
bedeutsam; beide gehören gefördert. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Kreativ- und Kulturwirtschaft - mit 800 000 Arbeitsplätzen ein Jobmotor in unserem Land - weiterhin
zu forcieren, auch das ist notwendig. Und: Die Bedeutung und den Wert der deutschen Sprache mehr
bewusst zu machen, auch das haben wir in Zukunft zu tun.

(Beifall der Abg. Gitta Connemann (CDU/CSU))

   Nun wird eingewandt, diese und die weiteren 455 Empfehlungen der Enquete-Kommission könnten nur
ernsthaft umgesetzt werden, wenn die Kultur zum Staatsziel erhoben wird - zu einem Ziel ohne rechtliche
Konsequenzen. Derzeit konkurriert die Kultur mit weiteren Staatszielforderungen in Bezug auf den Sport,
den Schutz der Kinder, die Generationengerechtigkeit, die Anerkennung autochthoner Minderheiten und
viele Bereiche mehr. Unser Grundgesetz ist jedoch kein Warenhauskatalog. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Seine Qualität, seine Autorität, seine Zeitlosigkeit beruhen auf der Konzentration auf Kernaussagen. Eine
Vervielfachung der Staatsziele lehnen wir ab. Kultur ja! Eine Alibifunktion der Kultur ist jedoch nicht
vertretbar. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Mir ist eine Taube in der Hand lieber als ein Kulturspatz auf dem Dach. 
   Gut 90 Prozent der Kulturverantwortung liegt bei den Ländern, Städten und Gemeinden. In
15 Landesverfassungen ist die Kultur eine fundamentale Aufgabe des Staates und hat den Anspruch,
gefördert zu werden. Dies wird auch ganz deutlich umgesetzt.
   Wir selber im Deutschen Bundestag haben 1990 die Kultur zur Staatsaufgabe gemacht; daran muss
erinnert werden. Das war an dem Tag, als das Parlament dem Einigungsvertrag zugestimmt hat. Dort
heißt es in Art. 35 wörtlich:
In den Jahren der Teilung waren Kunst und Kultur - trotz unterschiedlicher Entwicklung der beiden
Staaten in Deutschland - eine Grundlage der fortbestehenden Einheit der deutschen Nation. Sie leisten im
Prozeß der staatlichen Einheit der Deutschen auf dem Weg zur europäischen Einigung einen
eigenständigen und unverzichtbaren Beitrag. 
Es heißt weiter:
Stellung und Ansehen eines vereinten Deutschlands in der Welt hängen außer von seinem politischen
Gewicht und seiner wirtschaftlichen Leistungskraft ebenso von seiner Bedeutung als Kulturstaat ab. 
Dieser Dreiklang ist gemeint: Politik, Wirtschaft und Kultur. Kultur ist auf Augenhöhe zu sehen. 
Der Bezugspunkt für den Begriff ?Kulturstaat ist in einem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom
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5. März 1974 festgelegt worden. Darin ist, ausgehend von Art. 5 des Grundgesetzes, die Freiheit der
Kunst als normative Wertentscheidung ausgelegt worden. Im Hinblick auf den Begriff ?Kulturstaat ist
damit eine ungeschriebene Staatszielzuordnung vorgenommen worden. Die Mehrzahl der Rechtsexperten
in unserem Land bestreitet die verfassungsähnliche Bedeutung des Einigungsvertrages trotz seiner
Endlichkeit nicht. Die Kultur in Deutschland hat also eine eindeutige Rechtsgrundlage. Kulturstaat zu
sein, schließt den Anspruch auf Förderung ein. Kulturstaat zu sein, bedeutet, dass der rechtliche Rahmen
von uns entsprechend gesetzt werden muss. Das tun wir. Dieses Prinzip hat die Enquete-Kommission
geleitet, als sie beschlossen hat, den Rechtsanspruch der Kultur herauszustellen. 
   Für uns als Christdemokraten gelten weiterhin die vier Prinzipien Dezentralität, Subsidiarität, Pluralität
und Partizipation. Wir sagen: Kultur und Kunst haben einen Anspruch auf Freiheit, aber auch einen
Anspruch auf Förderung. Sie haben einen Anspruch darauf, dass wir als politisch Verantwortliche an ihrer
Seite stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD)

 
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Herr Kollege, ich muss Sie im Sinne des Herrn Präsidenten nun doch mahnen, Ihre Redezeit einzuhalten.
 
Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): 
Ich komme zum Schluss. Wir alle haben eine Aufgabe. Wir wissen: Wer die Kultur fördert, fördert starke
Persönlichkeiten, fördert Kritik, Courage und Selbstbewusstsein. Wer solche Persönlichkeiten fördert,
fördert und stärkt die Demokratie. Das heißt, Kulturförderung ist auch Demokratieförderung.
   Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie bei Abgeordneten der FDP und der Abg. Undine Kurth
(Quedlinburg) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

 
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Letzter Redner in dieser Debatte ist der Kollege Steffen Reiche, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

 
Steffen Reiche (Cottbus) (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In genau 20 Minuten unterschreiben die 27 Staats-
und Regierungschefs in Lissabon den Reformvertrag. Europa schafft sich mit dem Vertrag von Lissabon
eine neue, bessere Grundlage. Europa bewegt sich. Europa bleibt interessant. 
   Deshalb bin ich dankbar, dass der Bericht der Enquete-Kommission ein eigenes Kapitel zur politischen
Behandlung der Kultur in Europa  enthält. Das ist eine wesentliche Entscheidung. Es ist mehr gelungen
als erwartet. Für den europäischen Traum, für das europäische Projekt brauchen wir etwas, was die
Herzen der Menschen bewegt. Kultur bewegt die Menschen. Wir haben eine europäische Kultur. Das
Problem ist aber, dass wir sie oft nicht sehen, wenn wir in Deutschland oder Frankreich sind. Wim
Wenders hat das neulich in Berlin auf eindrucksvolle Weise formuliert. Er hat gesagt: 
Hier, in Berlin, bin ich Deutscher, inzwischen von ganzem Herzen. Aber kaum ist man in Amerika, sagt
man nicht mehr, man sei aus Deutschland, Frankreich oder woher auch immer. Man kommt aus ?Europa
oder kehrt dorthin zurück. Für die Amerikaner ist das der Inbegriff von Kultur ... Das Einzige, was ihnen
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einen Minderwertigkeitskomplex einjagt. Und zwar einen permanenten.
Und auch aus Asien oder gar anderen Teilen der Welt aus gesehen erscheint Europa wie eine Bastion von
Menschheitsgeschichte, Würde und, ja, wieder dieses Wort: der Kultur.
Europa hat eine Seele, oh ja, die muss man unserem Kontinent nicht erst geben. Die hat er schon. Das ist
nicht seine Politik und nicht seine Wirtschaft. Das ist in erster Linie seine Kultur.

(Beifall der Abg. Undine Kurth (Quedlinburg) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

   Wir können und wollen Europa mit der Kultur eine Seele geben. Es gibt ein wunderbares Bonmot von
Jean Monnet. Er hat gesagt, wenn er Europa noch einmal begründen könnte, würde er mit der Kultur
beginnen. Wir können das zwar nicht, aber wir können der Kultur bei der Weiterentwicklung Europas
eine größere Bedeutung beimessen als bisher. Europa lebt von der Vielfalt der Kulturen. Europa lebt von
seiner Kultur und durch seine Kultur. Europa ist räumlich winzig, aber kulturell ein Riese. Die
europäische Kultur ist ein Quartett: Die lokale Ebene, die regionale Ebene, die nationale Ebene und die
kontinentale Ebene haben etwas beizutragen. Die Gewichtung der einzelnen Ebenen ist zwar
unterschiedlich, aber sie nehmen sich gegenseitig nichts weg. Bis vor kurzem wurde noch gesagt: 
Europäische Kulturpolitik  kann es nicht geben. Weil es europäische Kultur gibt, kann, darf und muss es
aber auch europäische Kulturpolitik geben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und der LINKEN)

Wir haben in den letzten Jahren das Wachsen einer nationalen Kulturpolitik erlebt. Das war zwar ein
schwerer Kampf, aber den Ländern ist nichts genommen worden. Heute erleben wir das Entstehen einer
europäischen Kulturpolitik. Sie nimmt den Nationen nichts, will nicht an die Stelle der Nationen treten,
sondern will der Welt Europa zeigen und Europa erlebbar machen. Deshalb fordern wir: Deutschland
muss aus dem Bremserhaus heraus, muss nach vorn, in die Lokomotive, und mitbestimmen, wie wir
europäische Kulturpolitik definieren und was auf die europäische Kulturagenda gehört.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN sowie der
Abg. Dr. Lukrezia Jochimsen (DIE LINKE))

   Deshalb, liebe Kollegen von der FDP - das sei aber auch den Ländern gesagt -, brauchen wir eine offene
Koordinierung. Im Bildungsbereich haben wir doch gesehen, was dadurch gelungen ist. Es ist ein
gemeinsamer europäischer Hochschulraum geschaffen worden. Das ist gut für Europa, und das ist gut für
die Nationen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): Ein bisschen Debatte muss es
ja wohl noch geben!)

Insofern denke ich, dass wir die Bedenken des Bundesrates gemeinsam überwinden sollten. 
   Traurig ist aber, dass die Länder, die die Kulturhoheit für sich beanspruchen, hier und heute nur durch
zwei Mitarbeiter vertreten sind und dass die Kultusminister bzw. die Ministerpräsidenten der Länder bei
dieser wichtigen Debatte über die Kultur in Deutschland keine Präsenz zeigen und sich nicht daran 
beteiligen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie der Abg. Dr. Lukrezia Jochimsen (DIE LINKE))
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   Wir brauchen mehr Mittel für die Kultur. Deshalb denke ich, dass in den künftigen europäischen
Haushalten umgeschichtet werden muss: von der Agrikultur zur Kultur.

(Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): Das ist ein gute Idee!)

Unsere Geschichte, unsere Werte, unsere Erinnerungsarbeit und die Menschenrechtsbildung, die in
Deutschland und in Europa gewachsen sind, sind für internationale Gespräche und für Begegnungen der
Kulturen der Welt wichtig. Deshalb haben wir die große Bedeutung dessen, was in der DDR gewachsen
ist, in unserem Abschlussbericht, der 1 200 Seiten umfasst, immer wieder betont - nicht nur an einer
Stelle, Herr Tauss, sondern querbeet.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die DDR kommt dort nicht etwa zu kurz, sondern ihr kulturelles Erbe wird erwähnt und soll bewahrt 
werden.

(Gitta Connemann (CDU/CSU): Sehr richtig!)

   Wir brauchen eine gemeinsame europäische Kulturpolitik, die die einzelnen Länder gemeinsam mit dem
Kulturrat entwickeln wollen. Einen europäischen Filmpreis gibt es schon. Wir müssen aber auch
regelmäßig - jährlich oder alle zwei Jahre - gemeinsam beschreiben: Was ist europäische Kunst: in der
Literatur, in der Poesie, beim Theater, beim Tanz und an vielen anderen Stellen? Es gibt eine nationale
Akademie der Künste. Wir fordern, dass die nationalen Akademien ein Netzwerk bilden, aus dem sich
perspektivisch eine europäische Akademie entwickeln kann.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des Abg. Volker Kauder (CDU/CSU))

   Wir wollen, dass Europa mit einer Stimme spricht; zurzeit herrscht ein Wettbewerb zwischen CNN,
al-Dschasira, der Deutschen Welle, der BBC und dem französischen Sender. Die drei europäischen
Länder haben zusammen aber einen kleineren Etat für ihren internationalen Rundfunk als CNN oder
al-Dschasira allein. Europa braucht eine gemeinsame Stimme, und wir brauchen europäische Medien.
   Es gibt eine Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik und eine gemeinsame Präsenz außerhalb
Europas. Deshalb brauchen wir auch europäische Kulturinstitute unter einem Dach. In einem
ERASMUS-Institut beispielsweise könnten wir künftig außerhalb Europas zeigen: Was ist europäische
Kultur, und was sind europäische Werte?
   Den Franzosen ist es mit den Lieux de mémoire gelungen, zu zeigen: Was sind die Kultur und die
Geschichte Frankreichs? Wir brauchen in und für Europa etwas Vergleichbares, damit man sehen kann,
wie die europäische Kultur- und Geschichtslandschaft gewachsen ist. So kann man Europa verstehen.
Deshalb brauchen wir im Grunde auch eine europäische Kulturstiftung.
   Europa ist unsere Antwort auf die Globalisierung. Deshalb müssen wir uns im Rahmen der
Europäischen Union stärker in die Erarbeitung von UNESCO-Konventionen einbringen. Deutschland hat
bisher drei Konventionen ratifiziert. Wir müssen aber auch die vier anderen möglichst bald ratifizieren.
Aller guten Dinge sind zwar drei, Herr Neumann. Ich denke aber, nachdem wir bisher drei
UNESCO-Konventionen ratifiziert haben, wäre es gut - das fordern wir zumindest -, auch die Konvention
zur Bewahrung des immateriellen Kulturerbes zu ratifizieren.

(Beifall der Abg. Gitta Connemann (CDU/CSU))
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   Bildung ist die wichtigste Investition in die Zukunft. Die großen Untersuchungen wie PISA, IGLU und
andere zeigen, wo wir stehen. In Deutschland wurde darauf reagiert, indem wir Anstrengungen
unternommen haben. Aber mit der Kultur verhält es sich nach einem Diktum von Willy Brandt wie mit
dem Frieden: Kultur ist nicht alles, aber ohne Kultur ist alles nichts. - Deshalb müssen wir kulturelle 
Bildung stärker als gesellschaftlichen Auftrag, die Ganztagsschulen als Chance für kulturelle Bildung 
begreifen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Lukrezia Jochimsen (DIE LINKE))

Eine Bundeszentrale für kulturelle Bildung soll und muss gegründet werden, um dies besser zu
koordinieren. Was wir dringend brauchen, sind, nachdem wir für Mathe, für Lesen, für Deutsch, für die
erste Fremdsprache und für die Naturwissenschaften nationale Bildungsstandards definiert haben, solche
Standards auch für die kulturelle Bildung.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Lukrezia Jochimsen (DIE LINKE))

Hier ist die KMK in der Pflicht, hier ist die Bundesbildungsministerin in der Pflicht, aber auch der
Deutsche Kulturrat, die sich an einem solchen Gespräch beteiligen müssen. 
   Wir verstehen Kultur als Lebensmittel, aber Kultur ist und bleibt auch Teil der Schülerspeisung.
Deshalb brauchen wir engere Kooperationen von Theater und Schule. Medienkompetenz zu vermitteln, ist
Auftrag der Schule. Schulunterricht mit Künstlern und Kultureinrichtungen muss in den Schulen auf die
Tagesordnung gesetzt werden. Die Enquete-Kommission bittet deshalb die Länder um Kooperation, aber
wir bieten auch Kooperation. Die Enquete-Kommission will nicht über Zuständigkeiten streiten, sondern
mit allen Zuständigen die kulturelle Bildung in Deutschland stärken und die europäische Kultur durch die
Vielfalt der Kulturen voranbringen.
   Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN und des Abg. Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP))

 
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
 
Ich schließe die Aussprache.
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